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über die Beziehungen zwischen Krankheit und

sozialer Lage.
Von Dr. Kreutzahler, Stettin.

Daß
Erkrankungen, die mit länger dauern¬

der Verminderung oder Aufhebung der

Arbeitsfähigkeit einhergehen, meist einen so¬

zialen Rückgang der Betroffenen und ihrer

Familien zur Folge haben, lehrt die tägliche

Erfahrung, und es hat deshalb auch von jeher
nicht an Bestrebungen gefehlt, die Verfahren

der unmittelbaren Heilbehandlung durch Für¬

sorgemaßnahmen wirtschaftlicher Art zu er¬

gänzen, wofür die soziale Gesetzgebung ein

Beispiel bildet.

Ob und in welchem Grade die aus der sozialen

Lage des Menschen, d. h. die aus seinen Ver¬

mögens- und Einkommens-, den Ernährungs¬
und Wohnungsverhältnissen, dem Beruf, her¬

rührenden Einflüsse bei der Entstehung und

dem Verlauf von Krankheiten eine Rolle spielen,

ist, der wirtschaftlichen Entwicklung ent¬

sprechend, erst im Laufe der letzten Jahrhun¬

derte mehr und mehr Gegenstand wissenschaft¬

licher Betrachtung geworden. Wenn diese

Fragen bei der Beurteilung von Krankheits-

zuständen auch gewiß stets berücksichtigt wur¬

den, so achteten die Aerzte früherer Zeiten

doch vorzugsweise auf die krankhaften Vor¬

gänge? an sich, in ihrem biologischen Verhalten.

Die erste ausführliche systematische Darstel¬

lung beruflicher Einwirkungen auf Gesundheit

und Leben brachte das Jahr 1700 in einem

Werk „lieber die Krankheiten der Handwerker".

Später wurden die übrigen sozialen Gebiete in

die Forschung einbezogen, und es hat sich seit¬

dem ein eigenes Fach der Wissenschaft ent¬

wickelt: die soziale Hygiene, die es sich zur

Aufgabe macht, die Zusammenhänge zwischen

wirtschaftlichen und sozialen Lebensbedingun¬

gen ur.d Krankheiten aufzudecken und damit

Wege zur Beseitigung von Uebelstünden finden

zu keifen. Sie bedient sich dabei der Statistik,
d. h. des Verfahrens, aus Massenbeobachtungen
sich ergebende Zahlen zusammenzustellen und

durch Vergleiche zu Ergebnissen zu gelangen;

dabei handelt es sich zunächst in der Haupt¬
sache um die Geburts- und Sterblich¬

keitsstatistik; eine entsprechende zahlen¬

mäßige Erfassung der einzelnen Erkrankungen,
die sehr erwünscht wäre, liegt erst in be¬

schränktem Maße vor. Da die Beziehungen

gewöhnlich nicht einfach, sondern recht ver¬

wickelt sind, bedarf es außerdem für die Ver¬

wertung des Materials, für die Deutung der Zu¬

sammenhänge strenger Kritik. Trotz der man¬

nigfachen Schwierigkeiten kann eine große Zahl

von Ergebnissen jedoch bereits jetzt als ge¬

sichert gelten.
Es versteht sich, daß diese Einzelmomente

der „sozialen Lage'- in ihrer Wirksamkeit mehr

oder weniger miteinander verflochten sind, wo¬

bei bald das eine, bald das andere im Vorder¬

gründe steht.

Um mit den Einwirkungen, die die allge¬
meinen Vermögens- und Einkom¬

mensverhältnisse auf Leben und Ge¬

sundheit ausüben, zu beginnen, so ist die Ver¬

mutung, daß für die arme Bevölkerung eine

erhöhte Kränklichkeit und Sterb¬

lichkeit vorliege, durch Untersuchungen be¬

stätigt worden, die die Lebensdauer in ver¬

schiedenen Bevölkerungsschichten nach ihrer

Wohlhabenheit geordnet feststellten. Nament¬

lich trifft sie für bestimmte Erkrankungen zu,

besonders der Kinder (Säuglingskrankheiten,
englische Krankheit und ihre Folgezustände,
Skrofulöse), sowie für die Tuberkulose. Nimmt

man die Steuerkraft zum Maßstab für die soziale

Lage, so ergeben vielfache Zusammenstellun¬

gen, daß die Zahl der Tuberkulosetodesfälle mit

jedem Vorrücken in eine höhere Steuerstufe

deutlich abfällt, daü sie in der untersten Steuer¬

klasse um ein Vielfaches hoher ist als in der

obersten. Danach würde es schon ein erstre¬

benswertes Ziel sein, die Durchschnittssterb¬

lichkeit an Tuberkulose- soweit zu vermindern,
daß sie derjenigen der wohlhabenden Bevölke¬

rung gleichkäme.



Eine Erklärung für die höhere Sterblichkeit

In den unbemittelten Kreisen liefern Angaben

über die Einkommensverhültnisse, wie sie für

den preußischen Staat aus der Vorkriegszeit

vorliegen: Etwa 42 Proz. der Bewohner wurden

überhaupt nicht zur Steuer veranlagt, weil ihr

Jahreseinkommen weniger als WO Mk. betrug;

von denen, die zur Veranlagung kamen, hatten

über 88 Proz. ein Jahreseinkommen von weniger

als 3000 Mk. Es ist anzunehmen, daß in der

Jetztzeit keine wesentliche Aenderung in dieser

Beziehung, wenigstens nicht nach der besseren

Seite hin. stattgefunden hat, und es liegt dem¬

nach so, dab das Einkommen weiter Kreise

nicht aiisr« ichend ist, um eine gesundheitlich

einwandfreie Lebensweise zu ermöglichen, zu¬

mal wenn mit käufiger Verteuerungen der

Lebenshaltung eine Steigerung des Verdienstes

nicht Schritt halt; so waren /. B. die Kosten des

Lebensunterhalts in den Jahren von 1914 bis

MO *um daa IMacke gestiegen, während die

Lohnsteigerung aar das Sfache betragen hatte.

Ein wie wichtiges ungünstig« il Moment in

diesem Zusammenhang die Arbeitslosig¬

keit bildet, bedarf keiner weiteren Aus¬

führung.
Die Notlage dei Familie biingt es mit sich,

dab vielfach die F i a ¦ e n und sogar die

Kinder sich an dei Erw erbsarbeit beteiligen

müssen. Nun ist der weibliche Organismus

— vom kindlichen ganz EU schweigen — den

Schädigungen dei meisten Beiufe weniger ge¬

wachsen als de: männliche. Sind außerdem

noch die Pflichten der Hausfrau und Mutter

SU erfüllen, so ist < ine erhöhte Kränklichkeit

und Sterblichkeit die Folge, die besonders füi

die Altersstute vom 20l bis 35. Lebensjahr deut¬

lich in die Erscheinung tritt, erklärlich durch

die häutige Unmöglichkeit hinreichender Scho¬

nung während der Schwangerschaften hohe

Zahl von Frühgeburten und Wochenbetten.

Mutterschaft und Beruf lassen sich ohne ge¬

sundheitliche Schädigungen nicht vereinigen;

statt dab aber der Berul, wie es natürlich

wäre, zugunsten der Mutterschaft zurückträte,

bedingen die Verhältnisse es häufig, daß die

Mutterschaft der Erwerbstätigkeit geopfert wird.

Der Zustrom der Frauen /ur Industrie* ist sehr

hoch; während in den Jahren von 1882 bis 1907

die Zahl der in der Industrie tätigen Männer in

Deutschland sich verdoppelt hat, ist die Zahl

der Frauen in diesen lirwerbszweigen um das

Dreifache gestiegen« Die damit verbundene

Verschlechterung des Gesundheitszustandes der

weiblichen Bevölkerung setzt sich naturgemäß
auf die Nachkommenschaft fort. Eine wichtige

Rolle spielt schon die gewöhnliche Unmöglich¬

keit des Stillens; es ist bekannt, daß Kränk¬

lichkeit und Sterblichkeit der künstlich ge¬

nährten Kinder gegenüber den Brustkindern

wesentlich - um das Sechs- bis Siebenfache —

erhöht ist, wobei die Verminderung der gt>

sumten Pflege und Fürsorge mitsprechen mag.

Hingewiesen sei in diesem Zusammenhang auf

die Heimindustrie, in der neben den Frauen auch

Kinder in ausgedehntem Maße beschäftigt wer¬

den, die zwar äußerlich nicht zu der „Zerstörung
der Familie" führt, wie die Arbeit außer dem

Hause, die aber durch langdauernde Arbeits¬

zeit, geringe Entlohnung, spezielle Berufsschädi¬

gungen (Tabakverarbeitung, Weberei, Spiel¬

zeugherstellung), ungünstige Ernährungs- und

Wohnungsverhältnisse, eine Verschlechterung

der Konstitution und Steigerung von Erkran¬

kung und Sterblichkeit zur Folge haben kann,

wie es aus vielfachen Beobtichtungen von Kran¬

kenkassen zu ersehen ist.

Von den aus der sozialen Lage des Menschen

entspringenden Sondereinwirkungen auf Ge¬

sundheit und Leben sei zunächst die Ernäh¬

rung berücksichtigt. Es ist dabei die Vorfrage

zu erörtern: Welche Art und Menge der Nah-

rungszufuhr ist die richtige? Man weiß, daß

diese Präge die verschiedenartigste Beantwor¬

tung findet, daß auch die Wissenschaft zu fest¬

stehenden Ergebnissen nicht gekommen ist, was

/um Beispiel aus dem Wandel in der Bewertung

der eiweißhaltigen Nahrungsmittel während der

letzten Jahrzehnte hervorgeht: Die Kenntnis

der Ergänzungsstoffe (Vitamine) ist eine Er¬

rungenschaft erst der allerjüngsten Zeit. Man

wird sagen können, daß es eine absolute, für

alle passende Diät nicht gibt; sie wird je nach

der körperlichen Veranlagung, der Kraft der

Verdauungsorgane, der Berufstätigkeit, nach

Alter, Geschlecht, klimatischen Verhältnissen

innerhalb größerer Grenzen schwanken. Einige

auf der Erfahrung beruhenden Grundforde¬

rungen sind jedoch zu erfüllen: Die Nahrungs¬

mittel sollen in ihrei Zusammensetzung alle

erforderlichen Nährstoffe (Eiweiß, Fett, Stärke,

Salze, Ergänzungsstoffe) enthalten; ihre Menge

muß ausreichen; sie sollen unverfälscht und

unverdorben sein.

Der Ausdruck einer richtigen Nahrungszufuhr
ist ein mittlerer Ernährungszustand, d. h. ein

Körpergewicht, das etwa so viele Kilogramm

beträgt, als der Mensch Zentimeter über einen

Meter groß ist. Weicht das Gewicht um ein

Erhebliches davon ab, so spricht man von

Ueber- oder Unterernährung.

Im großen und ganzen liegt ein Unterschied

in der Ernährung der ärmeren und wohlhaben¬

den Bevölkerung darin, daß bei der ersteren die

Pflanzenkost überwiegt, insbesondere Kartoffeln

und Brot, als magenfüllende Mittel, die ein

rasches Sättigungsgefühl erzeugen. Die besser¬

gestellten Kreise lassen den Verbrauch dieser

mehr zurücktreten, dafür ist eine Steigerung im

Genuß von Fleisch, Fett und Zucker vorhanden;

auch andere Nahrungs- und Genußmittel treten

hinzu, wodurch der Speisezettel sich abwechs¬

lungsreicher gestaltet
Welche Erscheinungen stellen sich nun eia,

wenn eine länger dauernde Abweichung in Be¬

schaffenheit und Menge der Nahrung von

M



Mittelwert vorliegt? Die Wirkungen einer quali¬
tativ und quantitativ ungenügenden Zufuhr hat

die Kriegszeit mit erschreckender Deutlichkeit

kennen gelehrt. Die eigentlichen Hungerkrank¬
heiten, die als wassersüchtige Schwellungen und

Knochenerweichungen mancherorts auftraten,
seien nur kurz erwähnt; ein deutlicheres Bild

tür die Schäden mangelhafter Ernährung bot

die vor. Jahr zu Jahr höher ansteigende Sterb¬

lichkeit; nach Mitteilungen des Reichsgesund¬
heitsamts betrug die Mehrsterblichkeit der deut¬

schen Zivilbevölkerung in den Jahren von 1915

bis 1918 über 750 000 Menschen, für manche

Altersklassen eine Zunahme um 40 bis 50 Proz.

Besonders stark trat dieses für die Tuberkulose

in die Erscheinung, für deren Verhütung und

Heilung gute und reichliche Ernährung beson¬

ders wichtige Hilfsmittel sind. Die Kriegs¬
erfahrungen haben jedenfalls im großen Maß¬

stabe eine Bestätigung der schon vorher be¬

kannten Erfahrungen gebracht, wie sehr Ge¬

sundheit und Leben von einer ausreichenden

Nahringszufuhr abhängig sind.

Welche Rolle die Ausgaben für die Nahrungs¬
mittel in dem Haushaltplan der ärmeren Bevöl¬

kerung einnehmen, haben Erhebungen des

Statistischen Amtes aus dem Jahre 1909 er¬

geben, die mit den Feststellungen des Deut¬

schen Metallarbeiterverbandes aus der gleichen
Zeit annähernd übereinstimmen: sie betrugen
mehr als die Hälfte des Einkommens, 52 bis

5 5 Proz., also einen verhältnismäßig hohen An¬

teil des Verdienstes. Dabei handelt es sich um

< ine Nahrungszufuhr, die den notwendigen Be¬

darf eben gerade decken dürfte. Sinkt das

Einkommen oder steigen die Preise, so tritt bald

die Gefahr ein, daß die Zufuhr von Nahrungs¬
stoffen unter die Mindestgrenze sinkt, daß aus

dem Bestände des Körpers dann Eiweiß und

Fett abgebaut werden, Abmagerung eintritt, die

Leistungsfähigkeit bald zurückzugehen beginnt
und die Widerstandskraft gegen äußere Schädi¬

gung sinkt, also eine Konstitutionsverschlech-

terung einsetzt.

Eine besondere Beachtung verdient in diesem

Zusammenhang folgende Tatsache aus dem Ge¬

biet der Tuberkulose: In England ist die

Tuberkulosesterblichkeit seit den fünfziger
Jahren des vorigen Jahrhunderts ständig mehr

und mehr gesunken und hat sich dauernd tiefer

gehalten als in Deutschland, ohne daß die bei

uns in den letzten Jahrzehnten durchgeführten
Maßnahmen (Heilstätten- und Tuberkulinbehand-

lung, Herabsetzung der Ansteckungsmöglich¬
keit usw.) dort in diesem Grade zur Anwen¬

dung gekommen sind. Eine Erklärung glaubt
man in folgendem gefunden zu haben: Mit der

Aufhebung der Kornzölle Mitte der vierziger
Jahre vollzog sich in England eine Verbilligung
der Lebensmittel, die von dauerndem Bestände

war, so daß ihr Verbrauch auch bei der großen
Masse der wenig Bemittelten von Jahrzehnt zu

Jahrzehnt steigen konnte, was zahlenmäßig

nachgewiesen worden ist Demgegenüber stie¬

gen bei uns in den ietzten Jahrzehnten vor dem

Kriege die Lebensmittelpreise ständig, so daß

der wenig Bemittelte trotz gleichzeitigen Stei-

gens der Löhne sich durchschnittlich nicht die

gleich hohen Nahrungsmengen hat zuführen
können. Die Folge waren eine Verschlechte¬

rung der Gesamtlage und eine Zunahme der

weiblichen Erwerbsarbeit, die beide in England
bei weitem nicht in dem Maße wie bei uns zur

Entwicklung kamen. Es ist wahrscheinlich, daß

hauptsächlich in den geschilderten verschie¬

denen Ernährungsverhältnissen beider Länder

auch die Verschiedenheit in der Tuberkulose¬
sterblichkeit ihren Grund hat.

Wenn wohlhabende Menschen auf Grund

besserer Ernährung gegen eine Reihe von

Krankheiten mit größerer Widerstandskraft aus¬

gestattet sind, so haben sie damit nicht die

Bürgschaft dauernder Gesundheit. Auch sie

sind gefährdet, denn die Wohlhabenheit ver¬

führt allzu leicht zum Uebermaß in der Nah¬

rungszufuhr, während bei dem häufigen Fehlen

von Muskelarbeit der Nahrungsbedarf gerade
verringert sein sollte. Die Folge ist — zumal

bei entsprechender Veranlagung — eine über¬

müßige Vermehrung des Fettansatzes, der den

Grund für mancherlei Erkrankungen bilden

kann; es sind dies außer der Fettleibigkeit selbst

besonders Herz- und Nierenleiden, Gallen- und

Nierensteine, chronischer Luftröhrenkatarrh, so¬

wie Gicht und Zuckerkrankheit. Die allgemeine
Zwangsunterernährung während des Krieges ist

für diese Gruppe von Kranken von Vorteil ge¬

wesen; die knappe Kost führte zu bedeutender

Entfettung und, was einwandfrei nachgewiesen
ist, zu einer wesentlichen Abnahme vor allem

der beiden zuletzt genannten, geradezu als

„Luxuskrankheiten-4 bezeichneten Leiden.

Mit der Erörterung des Zusammenhanges von

Ernährung und sozialer Lage berührt sich eng

die Frage, welche Bedeutung dem übermüßigen
Verbrauch des verbreitetsten Genußmittels, des

Alkohols, als krankhafter Erscheinung und

seinen Folgezustünden in dieser Hinsicht zu¬

kommt. Daß Beziehungen zwischen Alkoholis¬

mus und sozialer Lage vorhanden sind, liegt
auf der Hand; schwieriger ist es, sie ihrem

Wesen nach zu bestimmen. Zwei in ihrer Ein¬

fachheit bestehende Ansichten darüber sind

weit verbreitet: die, daß das soziale Elend ganz

oder teilweise durch den Alkoholismus ver¬

schuldet sei, und die ihr entgegengesetzte, die

in dem übermäßigen Alkoholgenuß einen Folge¬
zustand der ungünstigen sozialen Lage sieht

Es gibt gewiß zahlreiche Fälle, in denen diese

Zusammenhänge klar vor Augen liegen. Doch

/• igt nähere Prüfung, daß beide Anschauungen
in ihrer einseitigen Fassung allgemein nicht zu-

treffend seih können. Wäre die erstere An¬

schauung durchweg richtig, so müßte logischer¬
weise eine allgemeine Alkoholenthaltsamkeit

die Beseitigung des wirtschaftlichen Elends zur
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Folge haben; so hoch die völlige Beseitigung

des Alkoholgenusses in den verschiedensten

Richtungen nun auch anzuschlagen wäre, diesen

Erfolg, der der Lösung der sozialen Frage

gleichkäme, wird man davon nicht erwarten

dürfen; dafür liegen die Verhältnisse doch

wesentlich verwickelter. Was die zweite Auf¬

fassung angeht, so ist ihre Allgemeingültigkeit
ebenfalls anfechtbar; nach ihr müßte der Al¬

koholismus eine Erscheinung nur der ärmeren

Gesellschaftsschichten sein, was aber augen¬

scheinlich durchaus nicht der Fall ist. Ist die

innere Anlage vorhanden, so kann der Mensch

dem Alkoholismus auch unter guten äußeren

Bedingungen verfallen. Es bleibt die Frage, ob

die ungünstige soziale Lage den Alkoholgenuß

zu fördern imstande ist. Bedenken wir, welche

Eigenschaften der alkoholischen Getränke

ihren Massenverbrauch bedingen! Sie lassen

sich auf eine letzte Grundwirkung zurück¬

führen, nämlich auf die narkotische, die darin

besteht, über Hunger, Müdigkeit, Frost und

sonstige Unlustemptindungen hinwegzutäuschen
und den Menschen in eine vergnügte und be¬

hagliche Stimmung zu versetzen, Wirkungen,

die zu einer falschen Einschätzung des Alkohols

als eines Nahrungs- oder Heilmittels oder Kraft¬

spenders geführt haben. Nun wird eine große

Zah! von Arbeiten unter ungünstigen äußeren

Verhältnissen verrichtet, sei es unter großer

Hitze, unter starker Staubentwicklung, unter

den Unbilden der Witterung oder sonstigen un¬

angenehmen Bedingungen; auch lange Arbeits¬

dauer mit ungenügender Nahrungszufuhr oder

Eintönigkeit, sowie die Nachtarbeit gehören
hierher. In bestimmten Betrieben werden den

Arbeitern und Angestellten freie alkoholische

Getränke während der Arbeit gewährt, bei

anderen stellen sie einen Teil des Lohnes dar.

Kommen dazu noch schlimme Zustände in der

Häuslichkeit, sind insbesondere Wohnungen

vorhanden, die nicht den geringsten Anforde¬

rungen der Behaglichkeit entsprechen, ist es

unmöglich oder erschwert, das Genußbedürfnis

in edlerer \X eise zu befriedigen, so besitzen wir

hinreichende Erklärungen dafür, daß der Al¬

koholismus durch die sozialen Verhältnisse be¬

günstigt und in größerem Umfange hervor¬

gerufen werden kann, als es unter guten mate¬

riellen Bedingung« n der Fall sein mußte. Als

Heilmittel ergibt sich daraus, daß, wie bei vielen

arideren Erkrankungen, so auch bei dieser di -

Besserung sozialer Mißstand d,_s efste E

ford-:•: nis bild t.

Da wir den großei n Teil des Tc s inner¬

halb d i vier Wände verbri n, kommt der

hafl f d n g eine besonde

Wichtigkeit füi I s und Lei
. zu. Es

ist nötig, daß sie i icht nur d-•:¦ rfoi

Scf \ 01 d I
.
ild n d- Witt

' ihrt, dem dal ihre innere I
_

be¬

st:: i gi si .
dl ii n Anfc
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recht \ L Von einer ei tndfreien V nung

verlangen wir, daß sie trocken, warm, sonnig,

hell, geräumig und reinlich sei; fügt man noch

die Bedingung des billigen Preises hinzu, so

dürfte sie allen berechtigten Anforderungen ent¬

sprechen. Leider bleibt ein großer Teil der

Forderungen häufig unerfüllt, so daß Schädi¬

gungen des Gesundheitszustandes der Bewohner

die Folge sind. Man spricht von Wohnungs¬
und Hauskrankheiten. Ist es auch nicht möglich,
diese Begriffe wissenschaftlich zu umgrenzen,

so besteht doch die Erfahrungstatsache, daß

eine Anzahl von Erkrankungen mit schlechten

Wohnungen in Zusammenhang steht. Eine der

häufigsten Schäden ist die Feuchtigkeit, ihr

wichtigster Folgezustand eine dauernde Abküh¬

lung der Zimmerluft, infolge deren sich die

Anlage für rheumatische Erkrankungen der

Gelenke und Muskeln, für Katarrhe der At¬

mungswege, eine Herabsetzung der Hautfunk¬

tionen, eine Verminderung der Widerstandskraft

gegen sonstige Leiden entwickeln. Erwiesen

ist, daß Krankheitskeime sich in feuchten,

sonnenlosen Wohnungen lange lebenskräftig

erhalten und damit eine erhöhte Veranlassung

zu Erkrankungen geben können. Eine weitere

Krankheitsquelle liegt darin, daß Nahrungs¬

mittel in feuchten Räumen leicht verderben, so

daß die Bedingungen für Verdauungsstörungen

gegeben sind; es ist zudem die Reinhaltung der

Wohnung sehr erschwert. Der Hausschwamm,

der in feuchten Wohnungen öfter vorkommt,

gehört zwar selbst nicht zu den krankheits¬

erregenden Pilzen, doch trägt er durch seine

Zersetzung zu einer Verschlechterung der Luft

bei. Beleuchtung und Heizung können infolge

mangelhafter Vorrichtung gesundheitsschädi¬

gend wirken, die Beleuchtung durch die Ent¬

wicklung von Kohlensäure und Wasserdampf,
die Heizung durch Abgabe von schädlichen Ver¬

brennungsprodukten in die Räume, wie schwef¬

liger oder salpetriger Säure oder Kohlendunst.

Bedeutungsvoller ist noch die Tatsache der

Wohnungsüberfüllungen. Die durch sie be¬

dingte Verminderung der Sauerstoffmenge, das

Ansteigen des Kohlensäurogehalts der Luft, die

Anhäufung anderer, noch nicht genügend be-

kaj \t r gif {wirkender Stoffe, die Vermehrung

des Feuchtigkeitsgehalts, des Staubes, alle diese

Momente, die in einer erheblichen Luftver¬

schlechterung sich zusammt i lassen lassen,

stellen die Ursachen für mancherlei Schädi¬

gungen der Gesundheit dar. Als Mindestmaß

sollen auf den einzelnen Bewohner im Schlaf-

raum 10 cbm, im Wohnraum 20 cbm Luft ent¬

fallen, eine Forderung, die auch sehen vor dem

Kriege bei etwa 40 Proz- der Bevölkerung nicht

erfüllt war. Als i b< rvölkert hat man in Deutsch¬

land eine \\ ohnung ang* s hen, wenn sie, aus

nur einem heizbaren Zimmer bestehend, sechs

od< r mehr P •

.
od r aua zwei heizbaren

i men I d, i If oder mehr Insassen ent¬

hält. Bei Z d ung di Zahlen waren

1900 in Magdeburg hi
. s Ü)!),>, in Königs-
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berg mehr als 5000, in Breslau über 7000 und

in Berlin mehr als 28 000 Wohnungen über¬

völkert. Im Jahre 1910 haben nach einer Zu¬

sammenstellung der Allgemeinen Ortskranken¬

kasse Berlin 369 tuberkulöse Kranke dauernd in

nicht heizbaren Räumen gewohnt, 611 in Räu¬

men, die nur durch Kochmaschinen erwärmt

wurden, in denen gleichzeitig geschlafen, ge¬

kocht uad gewaschen wurde. Daß diese Ver¬

hältnisse jetzt noch wesentlich ungünstiger ge¬

worden sind, bedarf keiner Auseinandersetzung.

So hatten, um auch aus der neuesten Zeit einige

Zahlen zu nennen, von ansteckend Tuberkulösen

in Mannheim 1919 ein eigenes Schlafzimmer nur

24 Proz.; über 32 Proz., nämlich 38 von 118,

verfügten nicht über ein eigenes Bett, sondern

mußten e^s mit Erwachsenen oder Kindern teilen.

Aus Berlin (Ortskrankenkasse für den Gewerbe¬

betrieb der Kaufleute) liegen für 1913 und 1914

ähnliche Zahlen vor.

Wie die Ueberfüllung der Einzelwohnungen,

so ist auch die der Häuser von erheblichem

Belang für den Gesundheitszustand der Ein¬

wohner. Kasernenartige Bauten können nicht

die erforderlichen Mengen Licht und Luft geben,

wie es in kleinen Häusern möglich ist; die

Reinlichkeitspflege ist erschwert, die Gefahr der

Krankheitsübertragung bei Seuchen in großen,

dicht bewohnten Häusern gesteigert. In England

ist unter dem Einfluß eines anderen Bodenrechts

eine bessere Bauweise geübt worden' die dor¬

tigen Industriestädte setzen sich vorwiegend aus

Ein- und Zweifamilienhäusern zusammen; Miets¬

kasernen sind ungewöhnlich. Infolgedessen be¬

trug 1390/91 die Anzahl der Einwohner für ein

bewohntes Grundstück in den englischen Fabrik¬

städten, wie Liverpool, Manchester, London,

Bristol, Hüll, nur 4 bis 8 Personen, während

die entsprechenden Zahlen für Hannover, Mün¬

chen, Leipzig, Breslau, Berlin auf 22 bis 73 hin¬

aufgingen.
Unter den Krankheiten, die in ungünstigen

Wohnungsvcrhültnissen, insbesondere der Ueber-

völkerung, eine wichtige Entstehungsursache

haben, steht die Tuberkulose an erster

Stelle. Weiterhin ist der Brechdurchfall der

Säuglinge als eine „Wchnungskrnnkheit" auf-

gefaßl worden, indem die Ueberhitzung der

engen, dumpfen Räume zu Schädigungen des

kindlichen Organismus führt und im Verein

mit der künstlichen Ernährung drn Ausbruch

des genannten Leidens zu befördern vermag.

Auf die Begünstigung deks Alkoholismus ist be¬

reits hingewiesen worden; verständlich ist auch,

daß die «isteckenden Krankheiten des Kind -.-

alters in übervölkerten Wohnungen ur.d I

eine raschere und weitere Verbreitung -kn,

wodurch die Sterblichkeit gesteigert w<

kann.

Aui Grund derartiger betrübenden Tatsachen

ist der „Wohnui rage" ei, erhöhte Ai

merksamkeit zuteil geworden, und es b

d .ruber Einigkeit, d;_ß die zuständigen Stell

sich nicht etwa mit der Errichtung von Kranken¬

anstalten der verschiedensten Art begnügen

dürfen, daß vielmehr der Bau von gesundheit¬
lich einwandfreien Wohnungen als eine vor¬

beugende Maßnahme für die Hebung des allge¬
meinen Gesundheitszustandes höher einzu¬

schätzen ist. Das englische Muster der Garten¬

städte hat bei uns als Vorbüd gedient, es sind

auch in Deutschland schon vor dem Kriege
Wohnviertel und Städte dieses Charakters ent¬

standen; zu hoffen ist, daß in Zukunft Mittel

vorhanden sein werden, die es gestatten, auf

diesem Wege fortzufahren.

Welcher Grad von gesundheitlichen Schädi¬

gungen den einzelnen Berufen zukommt,

läßt sich auf Grund einfacher statistischer An¬

gaben nur dann mit einiger Sicherheit be¬

urteilen, wenn zuvor eine Reihe von Fehler¬

quellen berücksichtigt wird. So kann der Ur¬

sprung einer Krankheit oft verschleiert werden,

wenn der Betroffene nach Ausbruch des Leidens

einen Berufswechsel vorgenommen hat. Es ist

ferner Tatsache, daß bestimmte Berufe von

schwächlichen oder bereits kränklichen Men¬

schen bevorzugt werden, so daß die dann fest¬

gestellten Krankheiten nicht als eigentliche

Schädigungen durch diese Berufe angesehen
werden können. Bei anderen wiederum ist die

Erkrankung die Folge einer verkehrten Berufs¬

wahl. Nach Ausschaltung derartiger Täu¬

schungsmöglichkeiten lassen sich berechtigte
Schlüsse ziehen, und es zeigt sich, daß die ein¬

zelnen Berufsgruppen eine sehr unterschiedliche

Kränklichkeit und Sterblichkeit aufweisen. Es

ist verständlich, daß die unter günstigeren

hygienischen Bedingungen lebenden Landwirte,

Gärtner usw. gesundheitlich wesentlich besser

gestellt sind als die meisten gewerblichen Be¬

triebe. Die Beamten und Angehörigen der so¬

genannten freien Berufe bieten mittlere Krank-

heits- und Sterblichkeitszahlen; außer der

sitzenden Lebensweise, etwaigen Aufregungen,

Aktenstaub sind wesentliche ungünstige Ein¬

wirkungen bei ihnen kaum vorhanden; ein wenn

auch bescheidenes, so doch festes Einkommen

gibt gesicherte Existenz und die Möglichkeit

hygienischer Lebensführung. Die Prüfung der

beruflichen Schädigungen im besonderen ergibt,

daß vielfach die Arbeitsstätten hygienischen
Anforderungen nicht genügen. So ist der Raum

oft nicht groß genug, damit der einzelne die not¬

wendige Luftmenge zur Verfügung hat. Da bei

jedem Atemzuge etwa ein halbes Liter Luft

aufgenommen wird, was einem Verbrauch von

vier bis i l Kubikmetern in acht Stunder. i |

\ ussen die Räumlichk< ite n ent-

-r.d gn sein und einen hin

chsel durch itürliche od r ! iche

>n fweisen. Dafi d- r Arbeitsda

»ine dheitliche Bedeutung" /kommt, zeigt

n in d'-n nach ei Zeit ai h nder

auftretet I rschcinu

jen, di en Nichtbeachtung zu nervösen Stö-
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rungen führen kann; femer steigt dabei die Un¬

fallhäufigkeit Die Nachtarbeit verdient be¬

sondere Erwähnung, weil sie noch eher zu

Uebermüdung und Gesundheitsschüdigungen
führen kann. Das Wachsein während der Nacht

stellt an sich schon eine Arbeitsleistung dar;

der am Tage nachgeholte Schlaf ist di-m Nacht¬

schlaf nicht gleichwertig. Für die Einteilung
der Tagesarbeit besteht bei der Mehrzahl der

Fachleute die Ansicht, daß eine Trennung mit

grober Mittagspause gesundheitlich vorteilhafter

ist als die durchgehende Arbeitszeit.

Von den besonderen Schädigungen kommt

dem Staube erhebliche Wichtigkeit zu. Daß

schon die gewöhnliche Luft, die wir atmen, viel

Staub enthält, beweist die Notwendigkeit des

täglichen Staubwischens; die jähre» und jahr¬

zehntelange Einatmung des Zimmer- und

Straßenstaubes führt Veränderungen in den

Lungen herbei, die zwar noch nicht als krank¬

haft anzusehen sind; diese „Verstaubung44 der

Lunge des Erwachsenen spricht sich in einer

Dunkelfärbung infolge der Einlagerung von

Staubteilchen aus. Nicht so harmlos liegen die

Dinge beim Gewerbebetrieb, wo eine große
Anzahl von Staubarten krankheitserzeugend
wirken kann. Die Entscheidung über die größere
oder geringere Gefährlichkeit, wenigstens soweit

es sich um eine reine mechanische Wirkung des

Staubes handelt, gibt das Mikroskop. Besitzen

die einzelnen Staubteilchen rundliche Formen,
wie es beim Graphit, dem Ruß, bei Tabak, Mehl,
auch beim Woll-, Baumwoll- und Holzstaub der

Fall ist, so ist die Gefahr einer ernsteren

Schädigung weniger groß. Am gefährlichsten
sind diejenigen Staubsorten, die der Gruppe
der kieselstoffhaltigen Mineralien und der Me¬

talle angehören, und zwar deswegen, weil sie

eine große Härte besitzen, sich nicht lösen und

S'-hr scharfe Ecken und Kanten aufweisen. Die

Folgen der Einatmung bestehen darin, daß ein¬

mal örtliche Reizungen der Schleimhäute der

Atmungsorgane sowie eine Ablagerung der

Staubteilchen im Lungengewebe (daher Kohlen-,

Eisen-, Steinhauerlunge) stattfinden und zum

andern, daß eine Anlage zur Erkrankung an

Tuberkulose geschaffen wird. Aus dem Ge¬

sagten ergibt sich, daß die Metaüschleifer und

die Feilenhauer sehr gefährdet sind; ihre Sterb¬

lichkeit an Tuberkulose ist in der Tat recht

hoch. In ähnlicher ungünstiger Lage befinden

sich die Steinmetzen. Die Steinarten verhalten

sich untereinander verschieden; so bewirkt der

Marmorstaub wegen seiner mehr stumpfkanti¬
gen Beschaffenheit und der leichten Löslichkeit

geringere Schädigungen; der Granit ist schon

gefährlicher und am schädlichsten der Sand¬

stein, dessen Quarzsplitter kaum löslich und

¦ehr schal fkantig sind. Infolgedessen sind Er¬

krankungen der Atmungsorgane unter den

Steinhauern, Schieitern, Bildhauern sehr ver¬

breitet; die Tuberkulose ist ihre häufigste Todes¬

ursache, in über 80 Proz.; ihre durchschnittliche

Lebensdauer wird auf nur etwa 36K Jahre an¬

gegeben. Als wenig schädlich erweisen sich

Zement- und Gipsstaub; insbesondere liegen Er¬

krankungen an Tuberkulose nach übereinstim¬

mender Angabe in diesen Berufen weit unter

dem Durchschnitt, ja sie sind sogar eine Selten¬

heit; es ist deswegen, auch in neuester Zeit

noch, die Einatmung von Gipsstaub als Heil¬

mittel gegen Lungentuberkulose empfohlen
worden.

Eine Sonderstellung nimmt die Steinkohle

ein. Die Einatmung des Kohlenstaubes führt zu

erheblichen Ablagerungen in den Lungen, so

daß sie eine dunkle, schiefergraue Färbung an¬

nehmen. Im Laufe der Jahre stellen sich dann

Entzündungen der Luftröhren ein sowie eine

Abnahme der Elastizität des Lungengewebes
mit Lungenerweiterung, Veränderungen, die

vielfach zu einer frühzeitigen dauernden Ar¬

beitsunfähigkeit führen, oft schon mit fünfzig
Jahren. Die Tuberkulose dagegen ist seltener,
unter dem Durchschnitt. Es scheint, daß der

Kohlenstaub auf die Entstehung einer Lungen¬
tuberkulose einen hemmenden Einfluß ausübt.

Doch ist zu erwägen, daß es sich bei den Berg¬
leuten meist um Menschen von kräftiger Kon¬

stitution handelt, die im allgemeinen für Tuber¬

kulose nur eine geringe Veranlagung besitzen

dürften.

In der keramischen Industrie (Töpferei, Por¬

zellanarbeit, Steingut, Majolika, Fayence, Ziegel)
spielt die Staubgefahr ebenfalls eine Rolle, doch

liegt die Zahl der Tuberkuloseerkrankungen
nicht besonders hoch. Stärker gefährdend wirkt

wiederum der Glasstaub; Glasmacher, -bläser,
-Schleifer, Spiegelmacher, auch Diamantschleifer

weisen eine hohe Tuberkulosesterblichkeit auf.

Durch verschiedene Maßnahmen, je nach Art

des Betriebes, wird vei sucht, die Gefahren der

Staubeinatmung herabzumindern; es seien ge¬

nannt: Anfeuchtung des Materials; Ventilation,
insbesondere Absaugung des Staubes am Orte

seiner Entstehung; Masken zur Filtrierung der

Einatmungsluft.
Außer den genannten Staubarten, die haupt¬

sächlich in mechanischer Weise schädlich wir¬

ken, gibt es andere, bei denen nicht die Gestalt

der einzelnen Teilchen den Ausschlag gibt, die

vielmehr eine Giftwirkung dadurch entfalten,
daß sie, durch die Atmung in die Lungen oder

durch Verschlucken in die Verdauungsorgane
oder durch die* Haut aufgenommen, in den

Körpersäftcm zur Auflösung gelangen; sie ge¬

hören zu den sogenannten gewerblichen
Giften, die auch in Form von Gasen oder

Dämpfen in den Körper eindringen können.

Als besonders verderblich hat sich in dieser

Hinsicht die Thomasschlacke, ein viel ver¬

wendetes künstliches Düngemittel, erwiesen; die

Aufnahme ihres Staubes führt oft zu schweren

bösartigen Lungenentzündungen. Allgemeiner
bekannt ist, daß die Verarbeitung von Blei mit

erheblichen Schäden für die Gesundheit ver-
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bunden sein kann; seitdem Schutzmaßregeln

erfolgt sind und vor allem ein Ersatz des

schädlichen Metalls durch andere Stoffe in

einer Anzahl wichtiger Betriebe stattgefunden
hat, ist die früher hohe Gefahr der chronischen

Bleivergiftung geringer geworden. In die

Gruppe der gewerblichen Gifte gehören weiter

das Quecksilber (Spiegelfabrikation), das Arsen

(Herstellung von Farben), der Phosphor (Streich¬

hölzer); auch bei ihnen ist durch entsprechende
Maßnahmen in den letzten Jahrzehnten eine

wesentliche Verminderung der schädlichen Wir¬

kungen erzielt worden. Als Beispiel einer durch

Kleinlebewesen überti agenen Berufskrankheit

sei die schwere Blutarmut erwähnt, die beson¬

ders bei Berg- oder Ziegelarbeitern durch be¬

stimmte Eingeweidewürmer hervorgerufen wird,

und, falls sie nicht frühzeitig erkannt wird, durch

(indirekte) Uebertragung eine weite Verbrei¬

tung erlangen kann.

Um Schädigungen einzelner Organe durch

berufliche Einwirkungen zu erwähnen, ist es

verständlich, daß vor allem die Haut gefährdet
ist. Schon die Zahl der Verbrennungen bei

Feuerarbeiten, der Verbrühungen in Brauereien

und Färbereien ist groß. Entzündungen der

Haut mit Ausschlägen kommen vor, wenn sie

der Einwirkung scharfer Stoffe ausgesetzt ist;

sie erklären sich so bei der Verarbeitung des

Teers sowie in der Zuckerindustrie, bei Drechs¬

lern und Möbelpolierern infolge der Reizung

durch denaturierten Spiritus.
Auch den Augen drohen mancherlei be¬

rufliche Gefahren. Abgesehen davon, daß sie

Verletzungen in besonderem Maße ausgesetzt

sind, erkranken die Bindehäute häufig infolge

lange anhaltender Staubeinwirkung. Unge¬

nügende Beleuchtung, dic> dauernde Ueberan-

strengung erfordert, schadet ebenso wie grelles

Licht, zumal wenn es mit Wärmestrahlung ver¬

bunden ist. In Berufen, die besonders hohe An¬

forde rungen an die Augen stellen (Lithographen,

Kupferstecher, Uhrmacher, die ihre Arbeit

größtenteils mit Hilfe eines Vergrößerungs¬

glases erledigen), kommt es häufiger als sonst

zu Sehschwache und Kurzsichtigkeit
Das Gehörorgan leidet in Betrieben, in

denen ständig betäubender Lärm herrscht; bei

Schmieden, Schlossern, Eisenarbeitern, auch bei

Lokomotivführern und -heizern können sich in¬

folgedessen Schädigungen des inneren Ohres

einstellen, die zu Schwerhörigkeit führen.

Bekannt ist, daß Veränderungen bestimmter

Knochen und Muskelgruppen entstehen, wenn

r:-- dauernd einseitig in Anspruch genommen

werden; so gibt es infolge Druckes Verbiegun-

:_ des Brustbeines bei Schuhmachern

(Schusterbrust), Verkrümmungen der Beine bei

Bäckern, Plattfuß infolge langer Belastung,

Schreibkrampf und entsprechende „Beschäfti¬

gungsneurosen"; auch die Entwicklung von

Krampfadern ist vielfach derartigen Schädi¬

gungen zur Last zu legen.

Der Zahnzerfall, bei den Kulturvölkern

allgemein schon weit verbreitet, weist soziale

Unterschiede auf, indem mangelnde Ernährung
und Pflege im frühesten Kindesalter sowie die

zum gleichen Teil auf den gleichen Grundlagen
beruhende englische Krankheit eine besondere

Anlage für spätere Zahnverderbnis schaffen. In

bestimmten Erwerbszweigen zeigt die Zer¬

störung des Gebisses einen weit über dem

Durchschnitt liegenden Umfang; es sind dies

Berufe, die sich mit der Herstellung und dem

Vertrieb zuckerhaltiger Waren befassen — über¬

mäßige Säurebildung stellt das schädigende

Moment dar —, so daß es zur Aufstellung einer

besonderen Gewerbekrankheit, der „Zucker-

karics", gekommen ist.

Eine große Wichtigkeit kommt unter den

speziellen Berufsschädigungen den Unfällen

zu, d. h. Störungen, die durch plötzlich ein¬

tretende äußere Einwirkungen entstehen. Ihre

Zahl ist hoch; im Jahre 1909 sind beispielsweise

etwa 140 000 Betriebsunfälle entschädigt worden;

fast 10 000 von ihnen hatten den Tod, über 1000

dauernde völlige Erwerbsunfähigkeit zur Folge.

Der Unfallmöglichkeiten gibt es viele; in der

Häufigkeit unterscheiden sich die Betriebszweige

erheblich voneinander; am stärksten gefährdet
sind Arbeiter im Speditionsgeschäft, im Berg¬

bau, in Steinbrüchen, in der Holzindustrie, im

Bauwesen; ihnen gegenüber tritt die Textil- und

Nahrungsmittelindustrie sehr zurück. Die mecha¬

nischen Schädigungen (Quetschungen, Knochen¬

brüche, Verrenkungen) stehen dabei an erster

Stelle; weniger häufig sind Verbrühungen und

Verbrennungen infolge von Explosionen sowie

die Fälle von Ersticken und Ertrinken. Nach

der Verteilung der Unfälle auf die einzelnen Be¬

triebseinrichtungen handelt es sich in der

Hauptsache teils um Verletzungen durch Ma¬

schinen (Arbeitsmaschinen, Fahrstühle, Auf¬

züge, Transmissionen, Motore), teils infolge

Verschüttung durch zusammenbrechende Eid-,

Fels- oder Sandmassen oder durch Absturz von

Treppen, Leitern, Gerüsten. Dank der Vervoll¬

kommnung von Schutzeinrichtungen, größerer

Achtsamkeit und Vorsicht ist eine Abnahme der

Unfallhäufigkeit festzustellen, am deutlichsten

für ihre schwereren Formen. Man wird damit

rechnen müssen, daß ein Teil von ihnen un¬

vermeidbar bleibt.

Es ist bekannt, daß für die Betriebsunfälle ein

besonderer Zweig der Sozialversicherung, dic

Unfallversicherung, gi schaffen wor¬

den ist. Seit dem Sommer vorigen Jahres hat

diese eine Erweiterung erfahren, indem ein leil

der oben bereits erwähnten Gcwerbc-

k r a nkheiten den Unfällen gleichgesetzt
wurde, und zwar folgende: Die Erkrankungen

durch Blei, Phosphor, Quecksilber, Arsc*n, Ben¬

zol, Schwefelkohlenstoff, der durch Ruß, Pa¬

raffin, Teer, Pech usw. hervorgerufene Haut¬

krebs, der graue Star der Glasmacher, die Er-
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krankungen durch Röntgenstrahlen und andere

strahlende Energie, die Wurmkrunkheit der

Bergleute und die Schneeberger Lungenkrank-

it (ein krebsartiges Lungenleiden, das bisher

nur in den Schneeberger Bergwerken im Erz-

gebirge beobachtet wurde).

In den I 4

n Jahrzehnten sind Arbeiter-

sclm 1 I g e | e t Z e • : _asscn worden, die Iie-

stiiu! n für die Verhütung gesundheitlicher

Schädigungen in d< n Gewerbebetrieben ent¬

halten; zur Üeberwachung der Durchführung

der Vorschriften besteht die Gewerbeauf¬

sicht, die .um Teil in ärztlichen Händen liegt.

Aus der kurzen Daist* : ist ersichtlich,

wie eng vielfach d_" Beziehungen zwischen

sozialer Lage und Krankheit sind,

daß Mißstände, mögen sie in ungünstiger Ver-

mögenslage, mangelhafter Ernährung, unge¬

nügenden Wohnungsverhültnissen oder in be¬

ruflichem Schädigungen begründet sein, Erkran¬

kungen hervorrufen oder durch Konstitutions¬

verschlechterung ihre Entstehung be*günstigen

und ihren Verlauf unheilvoll beeinflussen

können. Indem Gesundheitsstörungen durch

Ai beitsunfähigkeit und Verdienstausfall wie¬

derum verschlimmernd auf die wirtschaftliche

Lage wirken und das Elend erhöhen, entsteht ein

Kreislauf von Uebelsiänden. Als Nutzanwen¬

dung ergibt sich: Soll eine Besserung der allge¬

meinen gesundheitlichen Verhältnisse erzielt,

sollen die Volkskrankheiten, vor allem auch die

Tuberkulose, wirksam bekämpft werden, so be¬

darf es als grundlegender Maßnahme einer

Hebung der sozialen Lage.

Tariflicher Zwang zu lebenslänglicher Anstellung.
Von Dr. Heinz Po

Aui Seite 1('S des XXXI. Jahrganges der

„Volkstümlichen Zeitschrift fiir Sozialver¬

sicherung" (Nr. 1d vom 15. August 1925) ist

ein Urteil des Oberlandesgerichts Düssel¬

dorf abgedruckt, in dem ausgesprochen ist,

daß d h einen Tarifvertrag die dem Arbeit-

Verbände angeschlossenen Bei ufsgenossen-

haften gi rwungen werden können, nur An-

»t( Uungsverträge auf Lebenszeit abzu¬

schließen. Alle Anstellungsverträge, die laufen

oder während der Dauer des Tarifvertrags ab¬

geschlossen w-rden, haben ohne weiteres die

Un! Ibarkeit zum Inhalt. Entgegenstehende

Vei ibarungen sind nichtig, werden durch die

Tarifnorm ersetzt Diese Wirkung kann durch

Erl ung di i Allgemeinverbindlichkeit des Ta¬

rif* rag s auch auf solche- Arbeitgeber aus-

.

' ..t werden, die dem Tarifverbande nicht

ken und sich gegen den Inhalt des Tarif-

r:. > lu n. Das Wehren hilft ihnen nichts.

Die AI ^Verbindlichkeit der Tarifnorm er¬

faßt zwin] id alle von ihnen abgeschlossenen
Anstell fsvertrüge. Sie mögen vereinbaren,

was sie wölb n, alle ihre gegenwärtigen und ihre

künftigen
'

gestellten sind auf Lebenszeit un-

kü i ... 11t.

Dau i sich hier um e*ine Berufsgenossen-

ft h U d .t, die als Außenseiterin gegen die*

Z\ ;
' \ .ig der von il\r als lästig ernpfun-

n /i.iinoim geklagt hat. ist nicht von be-

soi h n i '" deutung. Es führte zur Prüfung der

Fr; ge, ob grundsätzlich eine tarifliche Rege¬

lung dei / nstellungsbedingungen zulässig ist,

obwohl di s Verhältnisse der Genossenschafts-

angest Uten weitgehend durch die RVO. und

k darin vorgesehene Dienstordnung geregelt

sind; und ob die* Unkündbarkeit der Angestell¬
ten gegen die Dienstordnung verstößt. Die

erste Fruge ist vom Oberlandesgericht bejaht,
die zweite verneint worden. Damit ist der Fall

jedem anderen gleichgestellt Die Entscheidung

tthoff, München.

beansprucht a 1 1 g e in eine Gültigkeit und ist

um so beachtlicher, als sie in der Berufung

gegen ein Urteil des Landgerichts Duisburg

vom 2. Dezember 1924 (abgedruckt in der

^Neuen Zeitschrift für Arbeitsrecht" 1925, Spalte

742) erging, das der Tarifnorm die Rechtswirk¬

samkeit absprach.

Der entscheidende Grund für die ablehnende

Stellung des Duisburger Landgerichts ist das

Bedenken gegen die außerordentlich weit¬

gehende Bindung, der hier die Arbeitgeber

durch ihren Verband und die Außenseiter durch

die Reichsarbeitsverwaltung unterworfen wer¬

den sollen. Ein auf Zeit abgeschlossener Tarif¬

vertrag, der vielleicht nach wenigen Monaten

wieder abläuft oder mit kurzer Frist gekündigt

werden oder durch Tarifbruch jederzeit ver¬

schwinden kann, soll Bindungen auf Lebenszeit

bewirken, von denen der Angestellte sich erst

nach 5 Jahren (auf Grund des § 624 BGB.), der

Arbeitgeber aber überhaupt nicht lösen kann?

Ein Verband soll seine Mitglieder, auch wenn

sie gar nicht damit einverstanden sind, in dieser

Weise* in ihrer Vertragsfreiheit beschränken?

Und die Reichsarbeitsverwaltung soll eine so

weitgehende Bindung einem Außenseiter auf¬

zwingen können, de^r vielleicht gerade deswegen

dem Verbände ferngeblieben ist, weil eine An¬

stellung aller seiner Angestellten auf Lebenszeit

ihm untragbar erscheint?

Deswegen macht das Landgericht die schwer¬

sten Bedenken geltend: „Nach allgemeinen ge¬

setzlichen Vorschriften kann nicht ohne wei¬

teres füi zulässig i rächtet werden, daß durch

Tarifvertrag ein Angestelltenverhältnis be¬

gründet wird, das tür den einen Vertragsteil

(Arbeitgebei) unauflöslich ist ...
Eine so weit¬

gehende Beschränkung der Willens- und Ver¬

tragsfreiheit dürfte auf dem Gebiete des Privat¬

rechts ein unvergleichbares Beispiel sein . ..

Jedenfalls ist die Allgemeinverbindlichkeit der
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streitigen Bestimmung mit Rücksicht auf die in

ihr zu erblickende weitgehende Beschränkung

der Willens- und Vertragsfreiheit der Außen¬

seiter nach § 138 BGB. als sittenwidrig zu be¬

zeichnen."

Es läßt sich nicht bestreiten, daß unter wirt¬

schaftlichen Gesichtspunkten die Be¬

denken des Landgerichts nicht grundlos sind.

Man sehe nur von dem strittigen Einzelfalle ab

und denke, daß auch in der Industrie ein ganz

vorübergehender Tarifvertrag genügen würde,

um auf Jahrzehnte die lebenslängliche Anstel¬

lung von Arbeitnehmern zur Regel zu machen.

Aber ebensowenig ist wohl zu bestreiten, daß

rechtlich die Schlußfolgerungen falsch sind

und das Oberlandesgericht Düsseldorf im Recht

ist, wenn es alle Einwendungen beiseiteschiebt:

Lebens angliche Anstellung widerspricht weder

dem allgemeinen Zivilrechte (vgl. § 624 BGB.),

noch dem Sonderrechte der Versicherungs¬

träger (RVO. §§ 690 bis 705). Tarifverträge

können alle Arbeitsbedingungen regeln. Auch

die Unkündbarkeit eines Anstellungsvertrages

ist eine darunter fallende Arbeitsbedingung. Es

liegt also kein Verstoß gegen ein Gesetz oder

gegen gute Sitte vor; folglich ist die Tarifnorm

wirksam.

Auflallend ist, daß dabei das Oberlandes¬

gericht gar nicht auf einen Einwand eingegan¬

gen ist, den das Landgericht zur Verstärkung

setner Bedenken angeführt hatte; nämlich: ,,Die

einma. erworbene lebenslängliche Anstellung

könnte* nach allgemeinen gesetzlichem Vor¬

schriften weder durch Aufhebung des alten

noch durch Abschluß eines neuen Tarifver¬

trages wieder beseitigt werden44. — Das wäre

allerdings eine ungemein feste Bindung, die den

Tarifvertrag weit über den Zwang eines Ge¬

setzes erhöbe. Denn jede gesetzliche Bin¬

dung kann durch neues Gesetz aufgehoben

werden; und das Reichsgericht hat bekanntlich

anerkannt, daß durch die Personalabbauverord¬

nung sogar die verfassungsmüßig verbürgten

wohlerworbenen Rechte von Beamten be¬

schnitten werden konnten. Schon dieser Ver¬

gleich legt die Vermutung nahe, daß das Land¬

gericht hier einem Irrtum verfallen ist. Und so

ist es in der Tat.

Der Tarifvertrag wirkt wie ein

zwingendes Staatsgesetz. Die ein¬

zelnen Anstellungsparteien kön¬

nen sich den Wirkungen des Vit-

bandsgesetzes nicht entziehen. Die

Tarifnorm geht automatisch, unabdingbar und

unverzichtbar in alle ihr unterfallenden An¬

stellungsverträge ein. Diese haben ohne wei¬

teres tarifgemäßen Inhalt.

Die-sen Inhalt behalten sie zu¬

nächst auch, wenn der Tarifver¬

trag abläuft, gekündigt wird oder

sonstwie außer Kraft tritt. Beide Ge¬

richte stehen auf dem Standpunkt der soge¬

nannten Nachwirkung des Tarifvertrages,

die allein dem Gesetz entspricht. Danach

behalten die Arbeitsverträge den

Inhalt, den sie durch den Tarifver¬

tragerhalten haben. Was sich durch den

Wegfall des Tarifvertrags ändert, ist nur

die Bindung an die Tarifnorm, die Be¬

schränkung der Vertragsfreiheit. Die Parteien

des Anstedlungsvertrages können fortan

wieder beliebiges vereinbaren. Sie können auch

die laufenden Verträge abändern. Aber diese

Abänderung kommt nur durch eine

neue Vereinbarung des Angestell¬

ten mit dem Arbeitgeber zustande.

Aufgezwungen kann ihm die Aende¬

rung nicht werden. Denn dazu bedürfte

es der Kündigung des Vertrags und der Vertrag

ist auf Lebenszeit unkündbar abgeschlossen.

Daß der Tarifvertrag oder de^r Anstellungsver¬

trag mit der stillschweigenden Bedingung ab¬

geschlossen wäre, die Anstellungsverhältnisse

sollten an die Tarifnorm nur solange gebunden

sein, als der Tarifvertrag in Kraft sei, kann ver¬

nünftigerweise nicht in Frage kommen; denn

eine lebenslängliche Anstellung auf kurze Zeit

wäre ein Wideispruch in sich. Auch wenn die

Arbeitsparteien vereinbart hätten, daß der An¬

stellungsvertrag sich nach den Normen de9

jeweils geltenden Tarifvertrages richten

sollen, würde das die Unkündbarkeit nicht auf¬

heben. Denn zu den Normen des alten Tarif¬

vertrags gehört auch die Kündigungsfrist; vor

ihrem Ablauf kann eine Aenderung der An¬

stellungsbedingungen nicht eintreten. Wenn

also, wie hier, eine lebenslängliche Anstellung

kraft Tarifnorm bedungen ist, so gibt es keine

Möglichkeit, wie die einzelnen Angestellten

und ihre Arbeitgeber sich davon frei machen

können, es sei denn durch eine Vereinbarung

nach Wegfall der Tarifnorm.

Dagegen ist wohl ein neuer Tarifvertrag

imstande, nicht nur für neue Anstellungen an¬

dere Bedingungen als die Lebenslänglichkeit zu

ermöglichen oder vorzuschreiben, sondern auch

die Lebenslänglichkeit in den laufenden An¬

stellungsverträgen aufzuheben. Dazu genügt

allerdings nicht, daß im neuen Tarifvertrage

die Le^benslänglichkeit nicht mehr zwingend

vorgeschrieben, daß also eine andere An¬

stellungsart zugelassen oder die Frage gar

nicht geregelt wird. Denn in diesem Falle bleibt

nach § 1 der Verordnung vom 23. Dezember

l^lS die Unkündbarkeit als Abänderung zu¬

gunsten der Arbeitnehmer zulässig und bleiben

dann auch die laufenden Verträge mit dem

günstigeren Inhalt in Kraft, den sie durch den

alten Tarifvertrag erhalten haben. Wenn die

Unkündbarkeit der laufenden Anstellungsver¬

träge aufgehoben werden soll, so muß sie durch

neuen Tarifvertrag ausdrücklich verboten

sein. In diesem Falle wird sie durch die* neuen

Bedingungen ersetzt, die etwa im neuen Tarif¬

vertrag vorgeschrieben sind.

Der Tarifvertrag gleicht auch hier einem
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Staatsgesetz. Wie zweifellos durch eine Aen¬

derung der RVO. verboten werden könnte, daß

die Angestellten der Berufsgenossenschaften
auf Lebenszeit angestellt werden, und damit

eine Kündigungsmöglichkeit auch in die laufen¬

den Verträge hineinkommen könnte, so kann

das gleiche auch durch ein Verbandsgesetz,

durch die Tarifnorm geschehen. Aber es m u ß

darin ausdrücklich die Nötigung zu schlechteren

Anstellungsbedingungen ausgesprochen sein;

sonst bleiben die Anstellungsverträge bis zum

Tode des Angestellten unberührt.

Auch diese vom Landgericht Duisburg ver¬

kannte Rechtslage spricht gegen seine grund¬

sätzlichen Bedenken und läßt das Berufungs¬

urteil des Oberlandesgerichts Düsseldorf, des

die Wirksamkeit der Tarifnorm anerkennt, als

durchaus richtig erscheinen.

Verwaltung.
Reform der Krankenversicherung. Nachdem

schon wiederholt von Regierungsseite in den

letzten Jahren versprochen worden ist, daß, um

der Unübersichtlichkeit auf dein Gebiete der

Krankenversicherung abzuhelfen, eine Retorm,
die zugleich eine Vereinfachung der Kranken¬

versicherung bringen soll, vorgenommen wer¬

den solle, scheint man jetzt endlich sich diesem

dringenden Bedürfnis nicht me^hr verschließen

zu wollen. Der Reichstag soll sich demnächst

mit diesen Fragen beschäftigen. Dabei sind von

Seiten der Versicheiten und Krankenkassen ver¬

schiedene Forderungen zu erheben, die sich

aus den Verhältnissen ergeben. Insbesondere

muß darauf gedrängt werden, daß durch die

Reform die Leistungsfähigkeit der Kranken¬

kassen gehoben wird, was nur dann zu erreichen

ist, wenn in Zukunft die kleinen Innungs- und

Betriebskrankenkassen, gibt es doch heute noch

solche Kassen von 30 Mitgliedern, die sich

bisher noch nie an sozialfürsorgerischen Maß¬

nahmen beteiligten, verschwinden. Außerdem

muß auch die Frage d*-r Wochenhilfe und Ge>

meinlast so geregelt werden, wie es die Ver¬

hältnisse und die Interessen der Krankenkassen

ertorde-rn. Keinesfalls kann es angehen, daß den

Krankenkassen die Lasten, die bisher vom

Reiche getragen wurden, auch noch autge^bürde't
werden. Eine- weitere Frage hat sich in/wischen

durch die» Forderung des Mittelstandes nach

einer Kran!,« ^Versicherung ergeben. Die bisher

gefunde-ne- Lösung der privaten Mittelstands-

veiSicherung kann in Anbetracht de>r überaus

großen Not des Mittelstandes keinesfalls als

endgültig angesehen werden, vielmehr muß es

Sache- des Gesetzgebers sein, hier einen Aus¬

weg ZU schatfe-n, der nur dadurch gefunden
werden kann, dab man diesem Kn ise n die Mög-
lichkcit gibt, sich bei den gesetzlichen Kranken¬

kassen zu versichern, die- allein die Gewähr

bieten, daii hier die* Not des Mittelstand« s nicht

ausgebeutet wird. Das ist nur ein Teil der For¬

derungen, die an den Reichstag zu stellen sind.

Sie zeigen abc-r schon, daß die Frage der Re¬

form der Krankenversicherung heute eine Auf¬

rollung dei Probleme bedeutet, an denen man

bishei unveerständlicherweise vorübeige gangen

ist oder aber, die man durch gänzlich unzu-

reichende Mittel zu lesen suchte-.

Zur Notlage der Krankenkassen. Die sozial¬

demokratische Fraktion hat d» .m R*-ichstag fol¬

genden Antrag zugehen lassen:

„Der Reichstag wolle beschließe: die Reichs-

regierung zu ersuchen: im Einvernehmen mit

dem Ausschuß für soziale Angelegenheiten dem

Reichstag diejenigen Maßnahmen vorzuschlagen,
die notwendig erscheinen, um den Kranken¬

kassen über die augenblickliche Notlage hinweg¬
zuhelfen/4

Zur Befreiung der Ersatzkassenmitglieder ge¬

mäß $§517 IL RVO. Die versicherungspflich¬
tigen Ersatzkassenmitglieder haben nach der

Vorschritt des § 517 RVO. das Recht auf Be¬

freiung von der Mitgliedschaft bei einer Orts-,

Land-, Betriebs- und Innungskrankenkasse.
Wollen sie von diesem Recht Gebrauch

machen, dann müssen sie das dem Arbeitgeber
erklären und ihm eine Bescheinigung über ihre

Zugehörigkeit zur Ersatzkasse» vorlegen. Die

Ersatzkasse n sind verpflichtet, ihren Mitgliedern
derartige Bescheinigungen auszustellen (§ 518).

Das Befreiungsrecht steht nur solchen versiche¬

rungspflichtigen Arbeitnehmern zu, die bereits

Ersatzkassenmitglied sind, nicht etwa Beschäf¬

tigten, die erst Mitglied einer Ersatzkasse

werden wollen. Aus diesem Grunde müßte stets

aus der Bescheinigung der Ersatzkasse ersicht¬

lich sein, seit welchem Tage die Ersaizknssen-

mitgliedschaft besteht. Nimmt ein Versiche¬

rungspiiicht ige r das Beschäftigungsverhältnis
auf, dann wird er kraft Gesetzes Mitglied der

für seinen Betrieb zuständigen gesetzlichen
Krankenkasse (§ 225). War er vor dem Ar¬

beitsantritt bereits Ersatzkassenmitglied, dann

ist er berechtigt, sofort von seinem Recht auf

Befreiung von der Versicherung bei der gesetz¬

lichen Krankenkasse Gebrauch zu machen.

Er muß den Arbeitgeber auf seine bereits be¬

stehende Ersatzkassenmitgliedschnft hinweisen

und ihm eine Bescheinigung darüber vorlegen.
Erhält der Arbeitgeber diese Bescheinigung
innerhalb der gesetzlichen Meldefrist (§ 317),
dann darf er den Beschäftigten nicht der ge¬
setzlichen Krankenkasse melden (§ 5IQ Satz 1).
Kann das Ersatz senmitglieel die Bescheini¬

gung aus irge ndwelchen Gründen nicht inner¬

halb der Dreitagefrist beibringen, aber auf eine

andere Weise die bestehende Ersatzkassenmit

gliedschaft glaubhaft (z. B, durch Mitglieds¬
buch) nachweisen, dann hat der Arbeitgeber die

Meldung zur gesetzlichen Krankenkasse weiter¬

hin ZU unterlassen. Mit dem Ablauf der zweiten

Beschäftigungswoche tritt aber wieder die

Meldepflicht ein, wenn innerhalb dieser Frist

die Bescheinigung dem Arbeitgeber nicht vor¬

gelegt wurde ($ 519 Satz 2 und 3). Die An¬

meldung ist dann rückwirkend zum Beschäf¬

tigungsbeginn zu bewirken« Bringt das Ersatz¬

kassenmitglied nach Ablauf der zwei Wochen

schließlich doch noch die Bescheinigung bei,

dann muß der Arbeitgeber den Beschäftigten
wieder bei der gesetzlichen Krankenkasse ab¬

melden. Als Tag der Abmeldung gilt in diesem
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Falle der Tag, an dem dem Arbeitgeber
die Bescheinigung vorgelegt wurde. Tritt der

Beschäftigte erst im weiteren Laufe des Be¬

schäftigungsverhältnisses einer Ersatzkasse bei,
dann hat der Arbeitgeber entsprechend zu han¬

deln, wenn der Versicherungspflichtige die Ab¬

meldung von der gesetzlichen Krankenkasse

verlangt und die erworbene Ersatzkassenmit¬

gliedschaft durch Vorlage der Bescheinigung
beweist. Stichtag für die Abmeldung ist auch

hier der Tag der Vorlage der Bescheinigung
(§ 519 Abs. 2). Unterläßt der Arbeitgeber die

Abmeldung, so soll er nach der Vorschrift des

§ 519 letzter Satz dem Beschäftigten für den

hieraus entstandenen Schaden haften. Diese

Bestimmung ist unverständlich, weil dem Be¬

schäftigten aus der Meldeversäumnis des Ar¬

beitgebers gar kein Schaden entstehen kann.

Denn mit dem Tage, an dem er die Abmeldung
fordert und die Bescheinigung vorlegt, ist er

nicht mehr verpflichtet, Beiträge zur gesetz¬
lichen Krankenkasse zu entrichten. Scheidet

ein Versicherungspflichtiger aus seiner Ersatz¬

kasse aus, dann muß diese elem Arbeitgeber
binnen einer Woche davon Kenntnis geben.
Der Arbeitgeber hat den Beschäftigten binnen

drei lagen nach Empfang dieser Mitteilung
wieder bei seiner zuständigen gesetzlichen
Krankenkasse anzumelden. Als Tag der Wieder¬

anmeldung gilt derjenige Tag, der sich an das

Ende der Ersatzkassenmitgliedschaft anschließt,
so daß keine Unterbrechung der Versicherung
eintritt. Unterläßt oder verzögert die Ersatz¬

kasse die Benachrichtigung des Arbeitgebers,
so h iftet die Ersatzkasse der gesetzlichen
Krankenkasse für Leistungen bis zur ordnungs¬
mäßigen Anmeldung des Versicherten bei der

letzteren. Unterläßt der Arbeitgeber trotz der

rechtzeitigen Benachrichtigung durch die Er¬

satzkasse die Anmeldung, so ist er ersatz¬

pflichtig. Muß der Arbeitgeber infolge der

unterlassenen Nachricht der Ersatzkasse der

gesetzlichen Krankenkasse Beiträge nachzahlen,
tür we-lche er dem Beschäftigten keinen Lohn¬

abzug mehr machen kann, dann hat auch ihm

die Ersatzkasse den daraus entstandenen

Schaden zu ersetzen ($ 521 Abs. 2).

Zur Neuregelung der Beziehungen der Kran-

kenkessen zu den Trägern der Unfallversiche¬

rung. Die in der „Volkstümlichen Zeitschrift4*,
Jahrgang 1925. Nr. 21, S. 300 und Nr. 22, S. 318

eischienenen Artikel von A. Snlomon-Frnnken-

be rg Sa. und von Wa. über die Neuregelung
d' s Ersatzanspruchs der Krankenkassen an die

Berufsgenossenschaften bedürfen in wesent¬

lichen Punkten einer Ergänzung. Beide Ver¬

fasser gehen unzutreffend davon aus, d^.ß die

Beziehungen der Träger der Krankenversiche¬

rung zu den Trägern der Unfallversicherung in

n Artikeln 100 bis 109 des „Zv eiten Ges-tzes

er Aenrlerungen in der Unfallversicherung"
vom 1 1. Juli 1025 neu geregelt sind und schon

hiera is erklären sirh zum Teil ihre* Irrtümer.

Nur der Artikel 100 hat dic Beziehungen
zwischen Krankenversicherung und Unfnllver-

scherurg zum Gegenstand. Die Artikel 101 bis

109 betreffen die Beziehungen anderer Ver¬

sicherungsträger zueinander sowie» der Ver¬

sicherungsträger zu anderen Verpflichteten. Sie

sind deshalb hier ohne Interesse». Damit er¬

weisen sich edie Ausführungen der beiden Ver¬
fasser über die Ersatzleistung durch Pausch¬

beträge und die Begrenzung des Ersatz¬

anspruchs bis zum halben Betrage der Rente

als irrig. Irrig ist auch die von beiden Ver¬

fassern aus dem Artikel 100 selbst hergeleitete
Auffassung über die Beschränkung des Ersatz¬

anspruchs der Krankenkasse auf zwei Drittel

des Grundlohns für ihre gesamten Aufwendun¬

gen in der Zeit von der 9. bis 26. Woche.

Artikel 100 regelt also allein die Beziehungen
der Krankenversicherung zur Unfallversiche¬

rung. Danach gehen:
1. die Aufwendungen für das Heilverfahren,

wenn der Anspruch des Verletzten auf Kranken¬

geld aus der Krankenversicherung vor dem Ab¬

lauf der achten Woche nach dem Unfall weg¬

fällt, bis zum Wegfall des Krankengeldes zu

Lasten der Krankenkasse, soweit sie nicht über

das hinausgehen, was die Krankenkasse aut

Grund der Krankenversicherung zu leisten hat.

Alle übrigen Aufwendungen für das Heilver¬

fahren gehen zu Lasten des Trägers der Unfall¬

versicherung,
2. die Aufwendungen für wiederkehrende

Geldleistungen, die dem Verletzten während

der ersten acht Wochen nach dem Unfall ge¬

währt werden, zu Lasten der Krankenkasse, so¬

weit sie nicht über das hinausgehen, was die

Krankenkasse auf Grund der Krankenversiche¬

rung zu leisten hat, im übrigen zu Lasten des

Trügers der Unfallversicherung.
Die Aufwendungen für wiederkehrende Geld¬

leistungen, die dem Verletzten vom Beginn der

neunten Woche an gewährt werden, gehen zu

Lasten des Trägers der Unfallversicherung. Zu

Lasten der Krankenkasse bleiben abe r

1. für die Zeit, in der der Träger der Unfall¬

versicherung zur Gewährung einer Rente nicht

verpflichtet ist, ihre Aufwendungin, die zwei

Drittel des Grundlohnes übersteigen,

2. für die spätere Zeit ihre Aufwendungen,
soweit sie über das hinausgehen, was der

Träger der Unfallversicherung auf Grund der

LInfallversicherung zu leist-n hat.

Im Sinne dieser Vorschriften ge lT>n als Auf¬

wendungen

1. für wiederkehrende Geldleistungen die Auf¬

wendungen für das Krankengeld und das Haus-

ge ld aus de r Krankenversicherung, für die Ver¬

letztenrente, das Krankengeld, Tagegeled,
Familiengeld aus der Unfallversiche rung, Für

den Unterhalt des Verletzten b"i Krankenhaus¬

pflege, Heilanstaltspflege oder Anstaltspflege
und für die nach $ 185 RVO. gewährte Hilfe

und Wartung, soweit dafür Krankengeld abge¬

zogen wird,

2. für Heilverfahren di^ Aufwendungen für

Krankenpflege, für Hilf»1 und Wartung nach

§ i?5 RVO. und für Krankenhauspflege aus

der Krankenversicherung, t :r Kranke nbehand-

lung einsrhließlich des Pflegegeldes aus der

Unfn!lvercicheruncr. soweit di« se Leistungen
nicht nach Nr. 1 als wieedei kehre nde Geld¬

leistungen gelten.
I > is Sterbegeld aus der Krankenversicherung

geht zu Lasten des Irngers der Unfallversiche¬

rung, soweit es das ve>n ihm zu gewährende

Sterbegeld nicht übersteigt.
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Hat die Krankenkasse Aufwendungen, die zu

Lasten des Trägers der Unfallversicherung

gehen, gemacht, so hat er sie ihr zu ersetzen.

Hat der Träger der Unfallversicherung Auf¬

wendungen, die zu Lasten der Krankenkasse

gehen, gemacht, so hat sie sie ihm zu ersetzen.

Der Ersatzanspruch ist ausgeschlossen, wenn

er nicht spätestens drei Monate nach Beendi¬

gung der Leistungen bei dem zum Ersatz Ver¬

pflichte ten geltend gemacht wird. Hat jedoch

der Ersatzberechtigte ohne sein Verschulden

eist nach Ablauf dieser Zeit Kenntnis davon

erhalten, daß die Voraussetzungen für einen

Ersatzanspruch zutreffen, so kann er noch

innerhalb einer Woche nach dem Tage, an

dem er diese- Kenntnis erlangt hat, den An¬

spruch geltend machen.

Die Krankenkasse hat keinen Anspruch auf

Ersatz für Aufwendungen für das Heilverfahren,

wenn sie* die Anzeige nach § 1503 RVO. über

den Beginn mit Leistungen an Krankenpflege
nicht rechtzeitig erstattet

Hiernach sind die Aufwendungen de-r Kran¬

kenkasse, soweit sie zu Lasten des Trägers der

Unfallversicherung gehen, grundsätzlich in

voller Höhe zu ersetzen. Die Vorschrift,

wonach zu Lasten der Krankenkasse ihre Auf¬

wendungen, die zwei Drittel des Grundlohns

übersteigen, verbleiben, bezieht sich nur auf

die Aufwendungen für wiederkehrende Geld¬

leistungen, und zwar auch wiederum nur auf

die- in der Zeit ven der neunten bis längstens

sechsundzwanzigsten Woche gewährten. Wenn

also beispielsweise eine Kasse ein Krankengeld

von mehr als zwei Dritteln des Grundlohns ge¬

währt (§ 191 RVO.), oder wenn ihre Auf¬

wendungen für den Unterhalt des Verletzten im

Krankenhause und das Hausgeld zusammen

mehr als zwei Drittel des Grundlohns betragen,

so wird ihr der überschießende Betrag nicht er¬

setzt. Ihre Aufwendungen für Heilverfahren

(Krankenpflege, der auf die Krankenpflege»
entfallende Teil der Krankenhauspflege, Haus¬

pflege», soweit dafür Krankengeld nicht ab¬

gezogen wird) sind ihr dagegen auch für

diese Zeit voll zu ersetzen. Die sowohl

von Salomon, als auch von Wa. vertretene

Auffassung, daß der Kasse von der neunten bis

sechsundzwanzigsten Woche für ihre» gesamten

Aufwendungen nur bis zu zwei Dritteln des

Grundlohns Ersatz zu leisten sei, findet in dem

Gesetz keine Stütze.

Die Aufwendungen der Krankenkasse für

wiederkehrende Geldleistungen für die Zeit, in

der der Trüger der Unfallversicherung zur Ge¬

währung einer Rente verpflichtet ist, als-)

spätestens von der 27. Woche ab, sind ihr so-

weit zu ersetzen, als sie nicht über die Unfall¬

rente hinausgehen. Bis zur Höhe der Rente sind

sie jedoch voll zu ersetzen, nicht etwa, wie

Salomon und Wa. meinen, nur bis zum halben

Betrage der Rente. § 1535a RVO., auf den sich

beide Verfasser beziehen, enthält zwar dem

Sinne» nach die Vorschriften des alten § 1506,
indessen regelt er nach de-r Uebersechrift seines

Abschnitts nur Beziehungen der Versicherungs¬

träger zu anderen Verpflichteten, und zwar die¬

jenigen der Träger der Unfallversicherung zu

Gemeinden und den Trägern der Armenfür¬

sorge. Für andere Ersatzansprüche gilt er nur,

soweit dabei auf ihn Bezug genommen ist.

An einer solchen Bezugnahme ermangelt es in¬

dessen bei den Vorschriften über edie Beziehun¬

gen der Krankenversicherung zur Unfallver¬

sicherung. Die Einfügung des § 1535a hat

übrigens nur redaktionelle Bedeutung. Sie

wurde durch den Wegfall des alten § 1506, auf

den im alten § 1535 Bezug genommen war,

erforderlich. An dem bisherigen Rechtszustand

wird durch den § 1535a nichts geändert.
Für die beiderseitigen Ersatzansprüche der

Krankenkassen und der Träger der Unfallver¬

sicherung sind Pauschbeträge in dem Artikel

100 überhaupt nicht vorgeschrieben. Den

Krankenkassen sind daher immer ihre tat¬

sächlichen Aufwendungen zu ersetzen, so¬

weit nirht bei den Aufwendungen für wieder¬

kehrende Geldleistungen der Ersatzanspruch
bei zwei Dritteln des Grundlohns oder in dem

Betrage der Rente, bei dem Sterbegeld in dem

Sterbegeld aus de>r Unfallversicherung seine

Grenze findet. Unzutreffend ist es danach,

wenn Salomon und Wa. ausführen, daß als

Ersatz für Krankenpflege drei Achtel des

Grundlohns und bei Krankenhauspflege außer¬

dem für den Unterhalt im Krankenhause vier

Achted des Grundlohns gelten. Für den von Sa¬

lomon in Bezug genommenen § 1519 Abs. 3

RVO.r der die Beziehungen der Krankenversiche¬

rung zur Invalidenversicherung betrifft, gilt das

hinsichtlich des § 1535a Gesagte entsprechend.
In dem Artikel 100 ist von Pauschbeträgen pur

im § 1513 Satz 2 die Rede. Danach kann das

Reichsversicherungsamt bestimmen, inwieweit

Ersatz durch Pauschbeträge zu gewähren ist.

Von dieser Befugnis hat das Reichsversiche¬

rungsamt noch keinen Gebrauch gemacht.

Allerdings wäre im Interesse der Kassen, die

ihren Aerzten festes Gehalt oder einen Pausch¬

betrag gewähren, die Bestimmung von Pausch-

beträgen durch das Reichsversicherungsamt

wünschenswert. Anderenfalls dürfte es Auf¬

gabe der Verbände der beteiligten Versiche¬

rungsträger sein, Pauschbeträge baldigst zu ver¬

einbaren. Allerdings wird es im Wege der

Vereinbarung kaum zu einer einheitlichen Re¬

gelung kommen, da es immer eine Anzahl

Außenseiter geben wird. Der Bestimmung der

Pauschbeträge durch das Reichsversicherungs¬

amt narh Fühlungnahme mit den genannten

Verbänden dürfte daher der Vorzug zu geben

sein.

Die Neuregelung der Beziehungen der Kran¬

kenkassen zu den Trägern der Unfallversiche¬

rung erhält unter Berücksichtigung der vor¬

stehenden Richtigstellungen ein anderem Bild,

und die wenig günstige Beurteilung, die sie

namentlich durch A. Salomon erfährt, wird

wesentlich gemildert. Gewiß verbleiben den

Krankenkassen auch jetzt noch erhebliche,

durch Betriebsunfall'' verursachte Lasten, jedoch
bedeutet die neue Reo-plung für die Kranken¬

kassen einen großen Schritt vorwärts.

O. S t r u t z
f
Allgem. OKK. Berlin-Tempelhof.

Anmerkung der Schriftleitung:

Die Ausführungen von Wa. sind zum Teil miß¬

verstanden word n. Eine Klärung des Um-

fanges des Ersatzanspruches bat die inzwischen

veröffentlichte neue Fassung des dritten,

fünften und sechsten Buches der RVO. ge¬

bracht (Reichsgesetzbl. 1926, I, S. 9).
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Neeue Vorschriften für die Befreiung von Er-

weerbslosenbeiträgen. Durch eine am 1. Fe¬

bruar 1926 in Kraft getretene Ausführungs¬
verordnung des Reichsarbeitsministers (RGBl. I,
S. 93) vom 18. Januar 1926 ist die Möglichkeit
zur Befreiung von den Erwerbslosenbeiträgen
weiter ausgedehnt und die Anzeige der Bei¬

tragsfreiheit teilweise vereinfacht worden. Bei-

tragsfrei ist jetzt:

1. eine Beschäftigung in der Land- und Forst¬

wirtschaft sowie in der Binnen- und Küsten¬

fischerei, wenn der Beschäftigte zwar während

e^ines Teils des Jahres als Arbeitnehmer tätig,
außerdem aber Eigentümer oder Pächter land-

oder forstwirtschaftlichen Grundbesitzes von

solcher Größe ist, daß er mit seinen Ange¬
hörigen von dessen Ertrag in der Hauptsache
leben kann. Ebenso ist auch eine Beschäftigung
beitragsfrei, die der Ehegatte oder ein Ab¬

kömmling dieser Personen, mit denen er in

häuslicher Gemeinschaft lebt, während eines

Teils des Jahres in der Land- und Forstwirt¬

schaft oder in deT Binnen- und Küstenfischerei

ausübt, gleichgültig, ob diese Personen selbst

zurzeit als Arbeitnehmer beschäftigt sind oder

nicht;
2. eine Beschäftigung in der Land- und Forst¬

wirtschaft, wenn der Arbeitnehmer auf Grund

eines schriftlichen Arbeitsvertrages von minde¬

stens einjähriger Dauer beschäftigt wird eder

wenn er auf Grund eines schriftlichen Arbeits¬

vertrages auf unbestimmte Zeit tätig ist und

ihm ohne wichtigen Grund nur mit mindestens

dreimonatiger Frist gekündigt werden darf.

Regelt sich das Arbeitsverhältnis nach einem

Tarifvertrag, der Vorschriften über die Dauer

des Arbeitsvertrages in vorstehendem Sinne

enthält, so genügt an Stelle des schriftlichen

Arbeitsvertrages eine schriftliche, gemeinsam
vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer unter¬

zeichnete Erklärung, daß sich das Arbeitsver¬

hältnis nach den Vorschriften des Tarifvertrags
bestimmt;

3. eine Beschäftigung als Hausgehilfe oder

ländliches Gesinde, sofern der Arbeitnehmer

in die häusliche Gemeinschaft des Arbeitgebers
aufgenommen ist;

4. eine Beschäftigung in der Binnen- und

Küstenfischerei auf Anteil am Fange;

5. die Beschäftigung auf Grund eines schrift¬

lichen Lehrvertrages von mindestens zwei-

jäliriger Dauer. Diese Befreiung erlischt jedoch
^echs Monate vor dem Ablauf des Lehrver¬

hältnisses.

Bisher war die Bc itragsfreiheit in jedem Falle

von einer Anzeige abhängig, die sowohl von

dem Arbeitegeber, als auch von dem Arbeit¬

nehmer unterzeichnet ist. Nunmehr sind nur

in den Fallen 1, 3 und 4 die Befreiungsanzeigen
vom Arbeitgeber und Arbeitnehmer gemeinsam
zu unterzeichnen. In den Fällen 2 und 5 ge¬

nügt die Anzeige durch den Arbeitgeber. Ihr

ist aber der schriftliche Arbeits- oder Lehr-

veertrag oder die vorgesehene schriftliche Er¬

klärung des Arbeitgebers und Arbeitnehmers

bezüglich des Tarifvertrages beizufügen. Die

Beitragsfreiheit beginnt wie bisher mit dem

Montag der Woche, in der die Anzeige ein¬

geht. Die Krankenkasse hat alle Anzeigen, die
sie nicht beanstandet, unverzüglich dem Vor¬

sitzenden des öffentlichen Arbeitsnachweises

vorzulegen. Dieser hat in allen Fällen, in denen

nicht zweifelsfrei feststeht, daß die Voraus¬

setzung der Beitragsfreiheit gegeben ist, die

Entscheidung des Versicherungsamts herbeizu¬

führen. Das Versicherungsamt soll vorher die
Krankenkasse sowie den Arbeitgeber und

Arbeitnehmer hören. Beschäftigungsverhält¬
nisse, die am 1. Februar 1926 bestehen und

nach den bisherigen Vorschriften beitragsfrei
waren, bleiben nur noch bis zum 31. Mai 1926

beitragsfrei. Dann muß eine neue Prüfung
stattfinden, soweit die neuen Vorschriften eine

Aenderung der Rechtslage ergeben. Eine

Aenderung ist eingetreten in den Füllen der

Ziffer 2. Bisher wurde nur das Vorliegen eines

Arbeitsvertrages gefordert, jetzt muß ein

schriftlicher Arbeitsvertrag vorliegen.
Neu ist ferner die Ausdehnung der Befreiung
bei Arbeitsverhältnissen nach einem Tarif-

vertrage und die dazu geforderte schrift¬

liche, gemeinsam vom Arbeitgeber und Arbeit¬

nehmer unterzeichnete Erklärung. Gleich¬

falls neu ist, daß jeder Befre^iungsanzeige der

schriftliche Arbeits- oder Lehrvertrag beizu¬

fügen ist. Das wurde in der bisherigen
5. Ausführungsverordnung vom 14. November

1924 nicht gefordert. Für die Durchführung
des Verfahrens ist außerdem noch neu, daß

die nicht zweifelsfreien Anzeigen jetzt stets

dem Versicherungsamt vorzulegen sind, wäh¬

rend nach den früheren Vorschriften es dem

Vorsitzenden des öffentlichen Nachweises an¬

heimgestellt war, eine Entscheidung herbei¬

zuführen. Wa.

Beitragspflicht höher bezahlter Angestellter
zur Erwerbslosenfürsorge. Siebente Ausfüh¬

rungsverordnung zur Verordnung über Er-

werbslosenfüsorge. — Ob ein Angestellter mit

einem Jahresarbeitsverdienst von mehr als

2 700 RM. nach der Siebenten Ausführungsver¬
ordnung zur Verordnung über Erwerbslosen¬

fürsorge vom 21. Januar 1020 (Reichsgesetzblatt
I S. 96) Beitrüge zur Erwerbslosenfürsorge zu

entrichten hat, hängt davon ab, ob er der An¬

gestelltenversicherungspflicht unterliegt. Die

Frage ist zu verneinen, wenn er kraft Gesetzes

versicherungsfrei oder auf Antrag von der Ver¬

sicherung befreit ist. Demnach sind ihre drei

Fragen folgendermaßen zu beantworten:

1. Offiziere, die auf Grund des Versorgungs¬

gesetzes Pension beziehen, fallen dann nicht

unter die Siebente Ausführungsverordnung,

wenn sie gemäß § 14 des Angestelltenvensiche-

rungsgesotze s im Einzelfalle von der Versiche¬

rungspflicht befreit worden sind.

2. Lebensversicherte*, die von der eigenen Bei¬

tragszahlung zur Angestelltenve-rsicherung be -

fre-it sind, haben Beiträge zur Erwerbslosenfür¬

sorge zu zahlen, da sie nur von der Beitrags¬

zahlung — übrigens nur der eigenen ,
nicht

dagegen von der Versicherung als solclu-r be¬

freit sind.

3. Angestellte*, die auf Grund des Ange^-

stelltenversicherungsgesetze s Ruhegeld oder
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Witwerrente beziehen, sind gemäß § 13 dieses

Gesetzes von der Versicherung und damit auch

von der Beitragsleistung zur Erwerbslosenfür¬

sorge frei. (Bescheid des Reiehsarbeitsministers

vom 30. Januar 1026 — IV 1715 26 — Reichs¬

arbeitsblatt 1020 Nr. 7 S. 46).

Zusammenlegung der Sanrknappschaftsvereine.
Mit dem 31. Dezember 1925 haben der Saar¬

brücken, der St. Ingberter und der Franken-

holzer Knappschaftsverein zu bestehen aufge¬
hört. Diese drei Knappschaftsvereine sind durch

Verordnung der Regierungskommission des

Saargebiets vom 1. Januar 1926 ab zu einem

neuen Knappschnftsverein, dem „Saar-Knapp¬
schahsverein", zusammengelegt worden. Er hat

seinen Sitz in Saaibrücken und übernimmt für

alle Arbeiter und Angestellten, die auf den

Kohlenbergwerken und deren Nebenanlagen des

Saargebietes beschäftigt sind, die Kranken- und

Pensionsversicherung nach den Bestimmungen
des preußischen Knappschaftsgesetzes, die An¬

gestelltenversicherung nach den Bestimmungen
des Versicherungsgesetzes für Angestellte und

die Invalidenversicherung nach den Bestimmun¬

gen der Reichsversieherungsordnung als Sonder¬

anstalt. Alle* Rechte und Pflichten der Knapp-
schafisveieine Saarbrücken, St. Ingbert und

Frankenholz, soweit sie deren bisherige knapp¬
schaftliche Versicherung betreffen, gehen auf

den Saar-Knappschaftsverein über.

I )ie Thüringische Fandesversicherungsanstalt
192425. Der Verwaltungsbericht enthält viele

interessante Angaben und Zahlen, die ein Licht

auf die Entwicklung der gesamten Invalidenver¬

sicherung werfen. Dem Bericht liegt ein Blatt

mit den vorläufigen Angaben übe»r die Ver-

waltungscrgcbnisse des Jahres 1925 bei.

Dic Mitgliederzahl der Anstalt wird ein-

Schlie&liech der freiwillig Versicherten auf etwa

500000 geschätzt. Es ist also ungefähr ein

Drittel der gesamten thüringischen Bevölkerung
bei der Anstalt versicheit. Vei kauft wurden im

Jahre 1924 rund 17 527 000 Wochenbeitrags-
marke n. Einge non.nu n wurden an Beiträgen in

demselben Jahre« 9 213 217 Mk. Nach den vor¬

läufigen Feststellungen ist die Beitragseinnahme
im Jahre 1925 ben etend höher. Sie beträgt
nicht weniger als 14109232 Mk. Sehr inter¬

essant ist die Verteilung der Beiträge auf die

( in/e-hvn Lohnklassen. J2,37 Proz. der ein¬

gegangenen Beitrage entfielen allein auf die
erst- Lohnkiasse-. Die durchschnittliche Höhe
dt s Wochenbeitrages war 52,57 Pf. Im Jahre
1924 wurden insgesamt 10060 Renten neu be¬

antragt. Bewilligt wurden 8130. Im Jahre 1925
wurden 11976 Kernten beantragt und 9930 be¬
willigt. Di.* Gesamtzahl der überhaupt laufen¬
de n Renten betrug 1924 (Jahreesende) 30 128. Am
Ende des Jahres 1925 wurden 86 293 laufende
Renn r\ gezählt Der Jahresbetrag dieser Renten

Uel sich im Jahre 1924 auf 1123jOOJ Mk.,
im Jahre» 1925 aui 18 524 000 Mk. Von diesen
18524000 Mk. gehen 4 SS8 000 Mk. Reichs-
zuschub ab, so daß noch 13636000 Mk. zu

Lasten der Versicherungsanstalt bleiben. Sehr
bezeichnend ist, daß die Zahl de-r Rentenanträge
in den Monaten steigt, in denen eine erhebliche

Arbeitslosigkeit zu verzeichnen ist. Sehr ver¬

schieden ist der Beruf der Antragsteller und die

Krankheit, die die Gewährung der Rente recht¬

fertigt. 17,5 Proz. der neubewilligten Renten

sind auf Erkrankungen der Lunge, Luftröhre

usw. zurückzuführen.

Ein besonderes und auch wichtiges Kapitel
sind die vorbeugenden Maßnahmen de*r An¬

stalt. Während in den Kriegs- und nachfolgen¬
den Inflationsjahren der Etat für diese

Leistungen ziemlich eingeschränkt werden

mußte, ist in dieser Beziehung in den Jahren

1924 und 1925 wieder eine erfreuliche Besserung
eingetreten. Im Jahre 1924 sind rund 6100 An-

tiäge auf Heilverfahren eingegangen, von denen

3895 übernommen wurden. Im Jahre 1925 trat

MM erhebliche Steigerung ein. beantragt wur¬

den 12 500 Heilverfahren, bewüligt 9413. Außer¬

dem wurden noch große Summen für sonstige

gemeinnützige Zwecke ausgegeben. An 265 in

1 hüringen bestehende Gemeindeptlegestationen
wurden im Jahre 1924 nicht weniger als OÜ93o

Mark gezahlt Für 40 1 uberkuloseiürsorge-
stellen wurden 38 710 Mark ausgegeben, im

Jahre 1925 wurde für beide Zwecke 115 000

Mark gezahlt. Für die Bekämpfung der Kinder-

tuberkuiose wurden 10 800 Mark aufgewendet.
Für sonstige Kinderkuren gab die Anstalt im

Jahre 1925 noch 82 282 Mark aus. Auf dem so

wichtigen Gebiete der Geschlechtski ankenfür-

sorge nat die Anstalt ebenfalls Vorbildliches ge¬

leistet. Es wurden 11 Beratungsstellen unter¬

halten. Diese verursachten einen Kostenauf¬

wand von rund 10 500 Mark. Außer diesem

Betrag wurden noch Zuschüsse an Vereine und

Gesellschaiten, die sich die Bekümplung der Ge¬

schlechtskrankheiten zum Ziel gesetzt haben,

gewahrt. Durch periodisch in den Tages¬

zeitungen erscheinende Inserate sind die Ver¬

sicherten auf die Beratungsstellen aufmerksam

gemacht, in denen sie kostenlose Beratung und

Hilfe erhalten. Für Invalidenhauspflege gab
die Anstalt 74 418 Mark aus. Die Anstali unter¬

hält zwei eigene invalidenheime (btzeibach,
04 Betten, und Debrahoi, 59 Betten).

Zur Linderung der Wohnungsnot versuchte

die Anstalt ebenfalls zu tun, was nur irgend
möglich war. Sie ging und geht dabei von der

ganz richtigen Voraussetzung aus, daß die be¬

stehende V* ohnungsnot ein Hauptgrund der

um sicii greifenden v olksseuchen ist. Es w urden

im Jahre 1924 Iur Zwecke des Wohnungsbaues
555 800 Mark zu 0 Proz. Verzinsung zur iörde-

rung des Kleinv\ohnungsbaues ausgegeben, im

ganzen hat die Ihüringische Landesversiche-

rungsansialt vom Jahre 1900 bis einschließlich

1924 rund 00 Millionen Mark Darlehen fur w oh-

nungsbauten verliehen. Ein nicht gerade er¬

freuliches^ aber um so nötigeres Kapitel ist die

ßeiiragskontroiie. Da in ihuringen die Bei¬

träge nicht mehr durch ejie Krankenkassen ein¬

gezogen werden, sondern die Arbeitgeber die

.Marken selbst kauten und verwenden müssen,

muß eine Kontrolle einsetzen. 10 Kontrollbe¬

amte waren im Jahre 1924 zu diesem Zwecke im

Außendienst (Besuch der Arbeitgeber) und

3 Beamte im Innendienst tätig. Im Jahre 1925

wurden für den gleichen Zweck 154 410 Mark

ausgegeben. Kl.
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Rechtsprechung.
Ist eine Krankenkasse verpflichtet, edie Kosten Diese Verpflichtung hat aber die beklagte

der ärztlichen Behandlung auch dann zu er¬

setzen, wenn sich der Versicherte dem Kassen¬

arzt gegenüber nicht als Kassenmitglied zu er¬

kennen gegeben hat?

a) Entscheidung des Versicherungsamts Frank¬

furt a. M. vom 20. Juli 1925 - K 95 25.

Die Kasse wurde verurteilt mit folgender Be¬

gründung:
Die beklagte Kasse gewährt nach § 34 ihrer

Satzung en nicht versicherte Ehefrauen von

Kassenmitglieedern im Falle der Erkrankung
freie ärztliche Behandlung durch die angestellten
Kassenärzte, freie Arznei usw. Die Ehefrau des

Beklagten hat nun bei einer Erkrankung im

Februar und März d. Js. nicht einen an ihrem

Wohnsitz in L. tätigen Kassenarzt, sondern den

Frankfurter Kassenarzt Dr. W. in Anspruch ge¬

nommen. Sie hat dabei offenbar dem Arzt

nichts davon gesagt, daß sie ihn auf Grund der

Kassenmitgliedschaft ihres Ehemannes in An¬

spruch nehme. Die beklagte Kasse hat die Er¬

stattung der Honorarforderung des genannten

Arztes mit der Begründung verweigert, einmal

hätte die Ehefrau des Klügers einen Arzt in L.

in Anspruch nehmen müssen und dann habe

sie ihren Anspruch dadurch verwirkt, daß sie

dem Dr. W. bei seiner Inanspruchnahme von

der Kassenmitgliedschaft ihres Ehemannes

nichts mitgeteilt habe. Der Standpunkt der be¬

klagten Kasse ist ungerechtfertigt. Erfüllungs¬
ort für die Kassenleistungen ist bei Kassen-

iuitgliedarn, die außerhalb des Kassenbezirks

wohnen, sowohl der Kassenbezirk, als auch der

Wohnort. Der Versicherte kann einen dieser

beiden Erfüllungsorte wählen. (Vergleiche hier¬

über Hahn, Handbuch der Krankenversicherung
nach der Reichsversieherungsordnung, 8. und

9. Auflage Band I Note 10 zu § 182 Seite 260,

207).
Wenn also die Ehefrau des Klägers einen

hiesigen Kassenarzt in Anspruch nahm, so war

sie hierzu berechtigt, denn Frankfurt a. M. ist

unter edlen Umständen Erfüllungsort für die

Verpflichtung der beklagten Kasse zur Ge¬

währung ihrer Krankenpflegeleistungen.
Nach § 182 Ziffer 1 mit § 368 RVO. braucht

allerdings eine Krankenkasse die Kosten einer

ärztlichen Behandlung nur zu ersetzen, wenn der

in Anspruch genommene Arzt ein Kassenarzt

ist und zu den Honorarbedingungen, die

.»ischen der Kasse und den Kassenärzten ver¬

einbart sind oder sonst Geltung haben, tätig ist.

Sie braucht darum, wenn ein Kassenmitglied einen

Kasse narzt in Anspruch genommen hat, ohne

der Kassenmitgliedschaft Erwähnung zu tun,

nicht die vollen Kosten zu ersetzen, die der Arzt

von dem Patienten beansprucht. Auf der andern

Seite soll aber auch die Kasse in einem der¬

artigen Fall nichts ersparen. Sie ist darum ver¬

pflichtet, dem Patienten das zu ersetzen, wras

sie hätte bezahlen müssen, wenn der Patient sich

als Kassenmitglied ausgegeben hätte. Diese

Auffassung wird auch in der Literatur durch¬

weg vertreten (vergleiche nach dieser Richtung
Arbeiterversorgung, 27. Jahrgang 1910, Seite

252, und Jahrgang 28, 1911, Seite 744).

Kasse durch Verweigerung jeder Leistung für

die Inanspruchnahme des Dr. W. durch die Ehe¬

frau des Klägers verletzt und sie wai darum zur

Gewährung der Kosten der Inanspruchnahme
des Dr. W. durch die Ehefrau des Klägers ver¬

pflichtet, wie geschehen, zu verurteilen.

b) Entscheidung des Oberversicherungsamts in

Wiesbaden vom 26. November 1^5 —

Pr. L. Nr. 25 K/25.

Die Entscheidung zu a) wurde aufgehoben und

die Klage abgewiesen mit folgender Be-

giündung:
Im vorliegenden Falle mag dahingestellt

bleiben, ob die Ehefrau des Klägers als mitver¬

sicherte Familienangehörige die Wahl hatte

/wischen einem Frankfurter Kassenarzt oder

e inem in L. tätigen Kassenarzt.

Nach den eigenen Angaben der Ehefrau des

Klägers hat diese es unterlassen, dem be¬

handelnden Arzt bei Beginn der Behandlung
Mitteilung von ihrer Zugehörigkeit zur Kranken¬

kasse zu machen. Sie konnte diese Mitteilung
aber auch gar nicht machen, denn sie wußte

selbst nicht, daß sie als Ehefrau ihres bei der

Allgemeinen Ortskrankenkasse Frankfurt a. M.

gegen Krankheit versicherten Ehemannes einen

Anspruch gegen diese Krankenkasse hatte. Sie

hatte also die private Behandlung des Dr. med.

W. ausdrücklich gewünscht, indem sie gar nicht

wußte, daß sie Kassenmitglied war, sich also

auch nicht als Kassenmitglied vorstellen konnte.

Sie mußte sich beim Eintritt in die Behandlung
von Dr. W. unter diesen Umständen klar sein,
daß sie die Kosten als Privatpatientin zu tragen
habe. Da die Ehefrau des Klägers bereits im

Februar und März 1925 in Behandlung des

Dr. W. stand, mit ihren Ansprüchen gegen die

Krankenkasse aber erst im Mai 1925 hervor¬

getreten ist, muß angenommen werden, daß die

Ehefrau des Klägers während der ganzen Be¬

handlungsdauer die privatärztliche Behandlung
des Dr. W. gewünscht hatte, andernfalls sie be¬

reits während der Behandlung dem Arzt oder

der Kasse Mitteilung von ihrer Kassenmitglied¬
schaft gemacht hätte. Dieser Auffassung muß

um so mehr beigetreten werden, als die Kosten

für die ärztliche Behandlung in Höhe von

35 Reichsmark von der Ehefrau des Klägers an

den behandelnden Arzt gezahlt worden sind.

Hätte die Klägerin sich bei Inanspruchnahme
ärztlicher Hilfe dem Arzt als Kassenmitglied
ausgegeben, so wäre der Anspruch des Arztes

an die Ehefrau des Klägers auf Bezahlung seiner

ärztlichen Hilfeleistung unbegründet.
Der Ehefrau des Klägers steht daher auch ein

Anspruch auf Ersatz des von dem behandelnden

Kassenarzt von ihr geforderten und auch bereits

gezahlten Honorars nicht zu.

Da sie sich dem Arzte gegenubci niclu als

Kassenmitglied zu erkennen gegeben hat, so

kann sie infolge dieses eigenen Verschuldens

die Ersatzleistung von der Kasse gleichfalls
nicht verlangen. (Vergl. Urteil des Oberver¬

sicherungsamts Berlin vom 22. September 1921,

Arbeiterversicherung 1921, Seite 068.)
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Beistimmt dic Satzung eines Berufsverbandes,
für den eine Ersatzka<sse besteht, daß außerhalb

deps Personenkreises, für den der Berufsverband

an sich errichtet worden ist, auch noch andere

Personen durch einen Ermessensakt der Ver¬

waltung aufgenommen werden dürfen, so kön¬

nen cliese Personen nicht Mitglieder der Ersatz¬

kasse werden. Entscheidung des Reichsver¬

sicherungsamts vom 11. September 1925

(II. K. J25B), Amtl. Nachr. 1925, S. 393.

Begründung: Der bei dem Landgericht in K.

beschäftigte Kanzleiangestellte O. K. hat mit

Wirkung vom 1. Dezember 1923 ab seine Auf¬

nahme in die Krankenkasse des Gewerkschafts¬

bunde s der Angestellten, Ersatzkasse, Sitz L.,

beantragt. K. ist versicherungspflichtig. Er er¬

brachte seiner Arbeitgeberin den Nachweis

seiner Mitgliedschaft bei der Ersatzkasse, um

gemäß t; 517 RVO. ve>n der Mitgliedschaft bei

der Allgemeinem Ortskrankenkasse in K. befreit

zu werden. Die Allgemeine Ortskrankenkasse

wolllte die Abmeldung jedoch nicht gelten
lassen, weil K. nicht Kaufmann sei und des¬

halb nicht zu dem für die Ersatzkasse auf¬

nahmefähigen Personenkreis gehöre. K. hat

darauf im Verfahren nach $ 405 Abs. 2 RVO.

eine Entscheidung des VA. in K. beantragt.
Der Vorsitzende des VA. hat sich in der am

24. Juli 1924 ergangenen Vorentscheidung dem

Standpunkt der Allgemeinen Ortskrankenkasse

angeschlossen, weil der Personenkreis der Er-

satzkasse sich auf selbständige Kaufleute oder

Handlungsgehilfen beschränke. K. gehöre nicht

zu diesem Kreise, weil er bei der Aufnahme in

die Ersatzkasse nicht kaufmännisch tätig ge¬

wesen sei. Gegen die Vorentscheidung des

VA. hat K. Beschwerde eingelegt. Die Beschluß-

kaminer des OVA. in K. hat am 29. Dezember

1924 die Sache gemäß § 1790 der RVO. zur

grundsätzlichen Entscheidung an das RVA. ab¬

gegeben und sich dabei die in der Vorentschei¬

dung des VA« niedergelegte Rechtsauffassung
zu eigen gemacht.

Gegen ehe- Abgabe der Sache an das RVA.

bestehen keine Bedenken.

Nach $ 503 Abs. 1 der RVO. waren Versiche-

rungsvereine auf Grgense itigkeit, denen als ein¬

geschriebene Hilfskassen vor dem 1. April 1900

eine Bescheinigung nach $ 75a des Kranken¬

versicherungsgesetzes erteilt worden war, auf

ihren Antrag für den an die se*m Tag durch

?die Satzung bestimmten Bezirk und Kreis ihrer

versicherungspflichtigen Mitglieder als Ersatz¬

kassen zuzulassen, wenn ihnen dauernd mehr
als eintausend Mitglieder angehörten und ihre

Satzung den §§ 504 bis 513 genügte-.

Der hiernach in Betracht kommende Mit-

glieederkreis ist im £ 12 der Satzung der Kran¬

kenkasse de s Gewerl schaftsbund. der Au¬

fstellten folgenderme n bestimmt:

,rJrd s männliche Mitglied des Gewerk¬
schaftsbundes der Angestellten, eis seinen

Wohnsitz im Dcutse h< n Re ich ... hat, kann der

Kasse
. ten. Dies gilt für Versicherun

pflichtige : r insoweit, als sie Mitgliedei des
Kaufr \ Vereins von 1858 in II sein

odei dessen Abb j für Lehrlinge angehören
onnten.

Der Mitgliederkreis des letztgenannten Vct-

eins, des Rechtsvorgängers der Krankenkasse

dos Gewerkschaftsbundes der Angestellten, ist

in deren Satzung im § 5, wie folgt, umschrieben:

„Jeder männliche Handlungsgehilfe sowie

jeder selbständige Kaufmann kann Mitglied des

Vereins werden. Die Aufnahme anderer Per¬

sonen unterliegt der Entscheidung der Ver¬

waltung."
Der Beschwerdeführer glaubt, daß auf Grimd

der vorstehenden Satzungsbestimmungen des

Kaufmännischen Vereins von 1858, wonach

außer Kaufleuten auch jede andere Person

durch Entscheidung der Verwaltung auf¬

genommen werden kann, auch er die Mitglied¬
schaft bei der Ersatzkasse rechtmäßig erwerben

konnte. Diese Annahme geht fehl. Wie sich

aus der Begründung zum Entwurf einer RVO.

(zu vergl. S. 141 und S. 247) ergibt, kann der

Mitgliederkreis einer Ersatzkasse nicht auf

weitere Kreise der Versicherungspflichtigen
ausgedehnt werden, sondern muß sich vielmehr

auf den bei der Zulassung ausdrücklich um¬

grenzten Personenkreis beschränken. Hieraus

ergibt sich, daß Mitglieder der Ersatzkasse nur

Angehörige derjenigen Personenkreise werden

können, die nach der am 1. April 1909 maß¬

gebend gewesenen Satzung des Vereins aus

eigenem Recht Mitglieder des Vereins werden

konnten, nicht aber auch solche Personen, deren

Beitrittsberechtigung noch von einem Ermessens¬

akt der Verwaltung abhängt. Denn andernfalls

würde der Mitgliederkreis der Ersatzkasse nach

dem Belieben des Vereinsvorstandes ständig
durch Aufnahme Dritter, berufsfremder Per¬

sonen in den Verein erweitert werden können,

was nach § 503 Abs. 1 RVO. aber unzulässig

ist. Der hiernach für die Krankenkasse des

Gewerkschaftsbundes der Angestellten in Be¬

tracht kommende Personenkreis umfaßt somit,

wie die oben wiedergegebenen Satzun#s-
bestimmunge n ergeben, lediglich den Kreis der,
sei es als selbstünoiige Kaufleute, sei es

als Handlungsgehilfen, kaufmännisch tätigen
Personen.

Vorliegend gehört aber K. nicht zu dem Mit¬

gliederkreis der Krankenkasse des Gewerk¬

schaftsbundes der Angestellten, da er nach den

vom Be schlußsenat veranlaßten Erhebungen
niemals kaufmännisch tätig gewesen ist. Er

konnte somit auch nicht rechtswirksam Mit¬

glied der Krankenkasse* des Gewerkschafts-

bui des der Angestelltem werden. Daher war die

Beschwerde gegen die Vorentscheidung des VA.

zurückzuweisen.

Pauschale für Aerzte, wenn die Behandlung
im Krankenhause nicht durch festangestellte
Krankenhausarzte, sondern durch die jeweiligen
behandelndem Kassenärzte erfolgt. Entscheidung
des Reichsschiedsamts vom 21 November 1925

(R. Sch. 47/25.) Gründe: Unter Punkt 4

seiner Entscheidung stellt das Schiedsamt aus-

drücklich lest, daß die Krankenhausbehandlung
r Mitglieder und ihrer Angehörigen durch

die vom Schiedsamte fest setzten Entschädig

fen nicht mit abgegolten wird« Die Ent¬

schädigung hierfür sollen die Vertragsparteien
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besonders regeln. Wie nun die Verhandlung
vor dem Reichsschiedsamt ergeben hat, haben

die Krankenhäuser des Kreises O. keine fest¬

angestellten Aerzte, die ärztliche Behandlung
im Krankenhause erfolgt vielmehr durch den

jeweiligen behandelnden Arzt. Der Kassenarzt

behandelt demnach die im Krankenhaus be¬

findlichen Kassenpatienten nicht für Rechnung
des KranKenhauses, sondern ist für seine Lei¬

stungen im Krankenhause unmittelbar von der

Kasse zu entschädigen. Die Krankenkassen des

Kreises O. führen hierzu noch aus, daß das von

den Kassenärzten für die Krankenhausbehand¬

lung zu zahlende Honorar um deswillen be¬

sonders hoch sei, weil die Aerzte auch viele an

sich unter die Sonderleistungen fallende Ein¬

griffe im Krankenhause vorzunehmen pflegen.
Auf der anderen Seite haben die Aerzte des

Kreises O. darauf hingewiesen, daß bei der im

Kre*ise O. besonders hohen Morbiditätsziffer

die Festsetzung eines entsprechend hohem

Pauschales angemessen sei, und zwar dürfe

dieses Pauschale nicht lediglich geschützt wer¬

den, wie es das Schiedsamt getan habe, sondern

sei unter Zugrundelegung der Richtlinien des

Re*ichsausschusses zu errechnen. Bei dieser

Sachlage erscheint es nicht angängig, wie das

Schiedsamt getan hat, das Pauschale lediglich
für die Beratungen im Sprechzimmer des Arzte^s

und die ärztlichen Besuche festzusetzen und die

Vergütungen für die von den Aerzten zu

le istende Behandlung der Patienten im Kranken¬

hause besonderer Vereinbarung zu überlassen.

Bei den im engen Zusammenhang und dem

Ineinandergreifen beider Arten von ärztlichen

Leistungen kann das Honorar vielmehr nur für

beide einheitlich, entweder nach einem Pausch¬

system durch Festsetzung eines entsprechenden
Gesamtpauschales oder nach Einzelleistungen
mit entsprechender Begrenzung festgesetzt
werden. Dagegen geht es nicht an, das Pau¬

schale für die ärztliche Behandlung außerhalb

des Krankenhauses, wie die Kassen es wollen,
um deswillen niedriger anzusetzen, weil die

Aerzte durch die besonders zu bezahlende*

Krankenhausbehandlung entsprechende Mehr¬

einnahmen erzielen, und auf der anderen Seite

läßt sich auch nicht, entsprechend dem Ver¬

langen der Aerzte, lediglich für die Behandlung
außerhalb des Krankenhauses mit Rücksicht auf
die besonderen Verhältnisse im Kreise O. ein

entsprechendes höheres Pauschale rechtfertigen.
Das Reichsschiedsamt hat bereits in der Ent¬

scheidung vom 28. April 1925, Amtliche Nach-

richter den RVO. 1925, S. 257 Nr. 5, aus¬

gesprochen, dab, sofern ein Kassenarzt in dem

Krankenhause befindliche Kassenpatienten nicht

lür Rechnung des Krankenhauses behandelt,
sich ii \ Zw« ifel seine Vergütung nach dein mit

d< r K tss feschlc • n Arztvertrage rieht
De-r in Züler I\\ Abs. 3 de-r Richtlinien aul¬

stellte Grundsatz, daß durch das Pauschale
alle ärztlichen Leistungen mit Ausnahme der
Krankenhai dluny usw. abgegolten wer¬

den, bezieht siel», wie in de-r bezeichneten

Scheidung des näheren dargelegt, nur aui den
Ri gelfall, daß die Krankenhausbehandlung u

Mitteln d- i hauses vergütet wird. Y

lieegend zwingen che ben geschilderten b
sonderen Verhäl dazu, die Vergütung füi
e;i>- Krankenhausbehanedlung und die übrige n

ärztlichen Leistungen mit Ausnahme der Sach¬

leistungen und Weggebühren einheitlich festzu¬

setzen. Mit Rücksicht auf diese bisher nicht
ausreichend aufgeklärten und gewürdigten Ver¬

hältnisse war die Entscheidung des Schieds¬
amts aufzuheben und die Sache zur anderweiten

Verhandlung und Entscheidung an das Schieds¬
amt zurückzuweisen.

Auch für ein künstliches Gebiß ist eine Ge¬

wöhnungszeit erforderlich. Rekursentscheidung
des Reichsversicherungsamts vom 13. Januar
1926 Ia 2239/25. —Gründe: Nach dem Gut¬
achten des Facharztes für Chirurgie Dr. E. ist

die Anpassung des Klägers an das künstliche
Gebiß noch nicht genügend weit fortgeschritten,
ler gleichen Ansicht ist auch der Rekurssenat;
auch er ist der Ueberzeugung, daß die An¬

passung an ein noch so gut sitzendes künst¬

liches Gebiß nicht innerhalb weniger Tage oder
Wochen erfolgen kann, sondern daß es dazu

eines längeren Zeitraumes bedarf. Mit der noch

nicht erfolgten Anpassung hängen aber natur¬

gemäß gesundheitliche Störungen beim Kläger
zusammen, die wiederum seine Erwerbsfähigkeit
beeinträchtigen. Wenn daher auch die Gewäh¬

rung der Rente nicht erfolgt, „um dem Kläger
Gelegenheit zu geben, sich an die Prothese zu

gewöhnen-4, so hielt der Rekurssenat im Ein¬

klang mit der Vorinstanz doch die Gewährung
einer Dauerrente von 10 Proz. für ange¬

messen, weil die Erwrerbsfähigkeit des Klägers
wegen noch nicht genügender Gewöhnung an

die Prothese noch in diesem Grade beein¬

trächtigt erscheint. Der Rekurs des Beklagten
war infolgedessen als unbegründet zurückzu¬

weisen.

Eine bei Reinigungsarbeiten oder durch
Stechmücken hervorgerufene Infektion ist als

Betriebsunfall anzusehen. Urteil des Reichsver¬

sicherungsamts, Dritter Rekurssenat, vom

27. November 1925. (Aktenzeichen Ia. 2049/25.)
Gründe: Das Reichsversicherungsamt ist

dem angefochtenen Urteil des Oberversiche-

rungsamtes unbedenklich gefolgt. Daß cüc An¬

steckung des verstorbenen Tiefbauarbeiters Karl

K. mit der Weilschen Krankheit bei den Ar¬

beiten im Mühlengraben erfolgt ist, läßt sich

zwar nicht mit völliger Sicherheit feststellen.

Da aber, wie die gehörten Sachverständigen
übereinstimmend bekundet haben, Ratten die*

genannte Krankheit übermitteln, da ferner an

eler genannten Arbeitsstelle Ratten bzw. ihr

Urin vorhanden war und somit eine erhöhte

Ansteckungsgefahr bestand, und da endlich der

Zeitpunkt der Erkrankung eine Ansteckung be-i

den Arbeit wahrscheinlich erscheinen laßt, hielt

der Senat eine Überwiegeende Wahrscheinlichkeit
des ursächlichen Zusammenhangs zwischeen der

Betriebstätigkeit und dem Ausbruch ch r Krank¬
heit für gegeben, d-_ sich darauf vernünftiger¬
weise die richterliche Ueberzeugung zu gründ
vermag. Zu berücksichtigen ar dabei, daß

h die G. fahr einen Uebertrj gun ¦ d< r Krank-
¦ it durch Stechmücken bei d- r Arbeit in dem

Mühlengraben besonders groß Ai >chts

d« r Tatsache, daß zur Anstecl ui g .

i:\ kurzes

plötzliches Ereignis nämlich ehe . ir alige ge¬

eignete Berührung mil dem A >toff,
genügt, war s ti t d is Vorliegen eines Be triebs-
unfalles anzuerkennen.
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Angestellte und Beamte.

Kann ein Beamter nach § 359 Absatz 4 der

RVO. (alte Fassung) ohne seine Zustimmung in

den Ruhestand versetzt werden? Diese Frage

ist in einer Entscheidung des Bezirksausschusses

Köln vom 6. März 1923 in einem Streitfall gegen

die Allg. Ortskrankenkasse Köln verneint wor¬

den. Der Provinzialrat der Rheinprovinz hat

durch Beschluß vom 15. September 1924 diese

Entsche-idung bestätigt. Der wesentliche Teil de-r

Begründung des erstinstanzlichen Beschlusses

lautet folgendermaßen:

„Darüber, in welchem Verfahren ein

Krankenknssenbeamter, der die

Rechte und Pflichten gemeindlicher Beamten

übertragen erhalten hat, vermögensrecht¬
liche Ansprüche geltend machen

kann, die er aus diesem Dienstverhältnis her¬

leitet, gibt es keine ausdrücklichen Bestimmun¬

gen. Das Reichsgericht hat deswegen in Band 99

Seite 265 seiner Entscheidungen angenommen,

wenn nicht besonderes darüber bestimmt sei, in

welchem Verfahren ein mit den Rechten und

Pflichten gemeindlicher Beamter ausgestatteter

Krankenkassenbeamter aus seinem Dienstver¬

hältnis hergeleitete vermögensrechtliche An¬

sprüche geltend zu machen habe, ergäben die

Rechte und Pflichten gemeindlicher Beamten,

die ihm übertragen seien, daß er seine An¬

sprüche in demselben Verfahren und an den¬

selben Stellen geltend machen müsse, in dem

ein ihm entsprechender gemeindlicher, Beamter

sie geltend zu machen habe. Da einem mit den

Rechten und Pflichten gemeindlicher Beamter

ausgestatteten Krankenkassenbeamten, wenn die

Krankenkasse, bei der er angestellt ist, für einen

Stadtbezirk errichtest ist, von den gemeindlichen
Besamten ein städtischer Beamter entspricht und

da ein städtischer Beamter aus seinem Dienst¬

verhältnis hergeleitete vermögensrechtliche An¬

sprüche nach § 7 des Kommunalbeamtengesetzes

vor dem Bezirksausschuß geltend zu machen

hat. hat deswegen das Reichsgericht angenom¬

men, daß auch ein Beamter, der an einer für

einen Stadtbezirk errichteten Krankenkasse an¬

gestellt und mit den Rechten und Pflichten ge¬

meindlicher Beamter ausgestattet ist, seine aus

dem Dienstverhältnis hergeleiteten vermögens¬
rechtlichen Ansprüche nach § 7 des Kommunal-

beamtengesetzes vor dem Bezirksausschuß gel¬
tend zu machen hat. Nach dieser vom Reichs¬

gericht gesogenen Folgerung hat sich der Be¬

zirksausschuß für den vorliegenden Fall in dem

jetzt anhftngig gemachten Verfahren für zu¬

ständig gehalten.. . .

Um über den aus dem Dienstverhältnis her-

^eledte-ten und nach § 7 des Kommunalbeamten-

gesetzes vor de-m Bezirksausschuß geltend ge¬

machten vermögensrechtlichen Anspruch, die

Ortskrankenkasse* solle das zahlen, was infolge
der unrechtmäßigen Zurruhesetzung ihres

Mannes ihrem Manne und ihr an Be-zügen zu

wenig gezahlt ist, entscheiden ZU können, mußte

dar Bezirksausschuß sich zunächst darüber

schlüssig machen, ob der Krankenbesucher K.

tatsächlich w n recht mäßig von der

Ortskrankenkasse in den Ru h e* -

stand versetzt war ...
Die Ortskranken¬

kasse hat sich dazu für berechtigt gehalten, weil

§ 4 Absatz 4 des preußischen Gesetzes vom

lk Mai 191j^ (Ges. Sammlung S. 96), der dem

entgegenstand, durch den § 10 der Verordnung

vom 5. Februar 1919 aufgehoben und durch das

Reichsgesetz vom 28. Juni 1919 nicht wiexier in

Kraft gesetzt sei. Dieser von der Ortskranken¬

kasse unter dem 1. September 1921 (I 7145

Schm./W.) vertretenen Auffassung hat der Be¬

zirksausschuß zugestimmt, soweit sie annimmt,

§ 4 Absatz 4 des preußischen Gesetzes vom

11. Mai 191£ sei durch § 10 der Verordnung vom

5. Februar 1919 aufgehoben und durch das

Reichsgesetz vom 28. Juni 1919 nicht wieder in

Kraft gesetzt. Er hat sie abgelehnt, so¬

weit sie* annimmt, daraus ergebe

sich, die* Ortskrankenkasse sei

nicht mehr gehindert gewesen, den

Krankenbesucher K. von sich aus

ohne seinen Antrag wegen Dienst¬

unfähigkeit in den Ruhestand zu

versetzen. Das war sie wohl... Es war

ungesetzlich und daher unzulässig, daß die Orts¬

krankenkasse den Krankenbesucher K. ohne

Beinen Antrag wegen Dienstunfähigkeit in den

Ruhestand versetzte, weil er die Rechte und

Pflichten städtischer Beamter hatte und weil zu

den Rechten und Pflichten städtischer Beamter

gehört, daß sie nicht, wenn sie dienstunfähig

scheinen, aber üire Zurruhesetzung nicht nach¬

suchen, von ihrer Anstellungsbehörde in den

Ruhestand versetzt werden dürfen, sondern daß

ihre Zurruhesetzung we?gen Dienstunfähigkeit
nach § 20 Absatz 2 und Absatz 1 Ziffer 3 des

Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1SS3

ohne ihren Antrag nur erfolgen darf in einem

förmlichen Verfahren. So hatte auch K. auf ein

solches Anspruch. Die Ortskrankenkasse hätt'

also den Regierungspräsidenten um Einleitung

eines Verfahrens bitten müssen, in dem der Be¬

zirksausschuß zu entscheiden berufen gewesen

wäre. Hierauf ist oÜe Ortskrankenkasse vordem

von verschiedenen Seiten hingewiesen worden.

Sie hat aber, solange es noch Ze*it gewesen wäre-,

K. wieder einzustellen oder ihm sonst selber sein

Recht zu geben, nicht hören wollen. Die trotz¬

dem von der Ortskrankenkasse außerhalb des

gesetzlichen Verfahrens vorgenommene Zur¬

ruhesetzung des Krankenbesuchers K. ist also

ungültig und die Krankenkasse muß die Folgen

ihres ungesetzlichen Verfahrens tragen. Der

Anspruch der Frau K., die ihrem Manne und

später ihr zustehenden Bezüge ohne Rücksicht

auf die Zurruhesetzung gezahlt zu erhalten, ist

berechtigt. Der Bezirksausschuß hat deswegen

dem Antrage der Frau K. entsprechend ent¬

schieden und hat den Beschluß, wie es dem § 7

dees Kommunalbeamtengesetzes entspricht, für

vorläufig vollstreckbar erklärt.

Die Kasse hat diese Entscheidung durch Be¬

schwerde angefochten. Darauf hat der Pro¬

vinzialrat der Rheinprovinz unter dem 15. Sep¬
tember 1924 folgende Entscheidung gefällt:

„Die Beschwerde wird abgewiesen, da der

Beschluß des Bezirksausschusses auf zutreffen¬

den Erwägungen beruht/*
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Damit hat eine umstrittene Frage aus dem

Recht der Krankenkassenbeamten nach zwei¬

jährigem Prozeß ihre Klärung gefunden.

Unzulässige Anrufung dees Landeesschieds-

gerichts. In einer Beamtenbesoldungssache der

Ortskrankenkasse für Fabriken und fabrik¬

ähnliche Betriebe der Stadt H. wider das Ober¬

versicherungsarnt in D. betreffend die Ein¬

stufung des Kassenassistenten, hat das Preu¬

ßische Landesschiedsgericht gemäß § 5a der

Verfahrensvorschriften vom 4. September 1922

und 1. Februar 1924 zufolge Beschlusses vom

2. Dezember 1924 entschieden: Die Anrufung
wird zurückgewiesen und u. a. ausgeführt, der

Streit bewege sich um die Fragen, ob der

Kassenassistent in die Gruppen 4 oder 5 der

Reichsbesoldungsordnung einzustufen sei. Zur

Entscheidung dieser Frage sei das Landes¬

schiedsgericht nicht zuständig, denn es habe

nach dem Besoldungssperrgesetz nur darüber

zu entscheiden, ob die von den öffentlichen

Körperschaften für ihre Beamten erlassenen

Besoldungsvorschriften zulässig seien. Die Stelle

des Assistenten bei der betreffenden Kasse sei

aber nicht mit einem Beamten, sondern mit

einem Angestellten besetzt. Der Stelleninhaber

sei erst nach dem Inkrafttreten der Verordnung
vom 5. Februar 1919 angestellt. Nach dieser

Zeit durften die Orte Krankenkassenbeamte nicht

mehr anstellen. Die Anrufung war sonach wegen

Unzuständigkeit des Landesschiedsgerichts als

unzulässig zurückzuweisen.

Fortbildungskurse in Mainz und Wiesbaden.
Die Ortsgruppe Mainz des Zentralverbandes der

Angestellten hat für die Angestellten der So¬

zialversicherung einen Lehrgang eingerichtet,
dem folgender Unterrichtsplan zugrunde gelegt
wenden soll:

1. Das Wesen der deutschen Sozialversiche¬

rung unter besonderen Berücksichtigung der

Krankenversicherung (Grundsätze).

2. Geschichtliche Einführung in die Arbeiter¬

versicherung. (Entstehung und Aufbau der

RVO.)
3. Volkswirtschaft und Sozialversicherung.
4. Die Träger der Krankenversicherung und

ihrer Organe.
5. Umfang der Krankenversicherung. (Ver¬

sicherungspflicht und -berechtigung.)
6. Mitgliedschaftsmeldungen in der Kranken¬

versicherung.
7. Die Aufbringung der Mittel in der Kran¬

kenversicherung. (Beitragsberechnung und Ver¬

teilung, Mahnwesen, Zwangsverfahren usw.)
8. Die Leistungen der Krankenversicherungen.

(Krankenhilfe*, Regel- und Mehrleistung.)
9. Merkmale der Arbeitsunfähigkeit, neuer

Versicherungsfall, Krankenordnung und Kon¬
trolle, vertrauensärztliche Untersuchung.

10. Desgleichen. (Krankenpflege, Sterbegeld,
Familienhilfe.)

11. Desgleichen. (Wochenhilfe und Familien¬

wochenhilfe.)
12. Verhältnis der Krankenkassen zu Aerzte*!,

Zahnärzten, Dentisten, Apothekern und Kran¬
kenhäusern.

13. Die ärztliche Gebührenordnung, Rezept¬
prüfung.

14. Die Unfallversicherungen und ihre Be¬
ziehungen zur Krankenversicherung.

15. Die Beziehungen zu anderen Versiche¬
rungsträgern. Ersatzleistung Dritter.

16. Die Angestellten- und Invalidenversiche¬
rung.

17. Beziehung zwischen dem Sozialversiche?-
rungs- und Bürgerlichen Recht.

18. Die Rechnungs- und Kassenführung, Ver¬

mögensverwaltung, Jahresabschluß.

19. Verwaltungssystem, Kassenverbände und
KassenVereinigungen.

20. Erwerbslosenfürsorge — Beziehungen zur

Krankenversicherung.
21. Das Reichsversorgungsgesetz und seine

Beziehung zur Krankenversicherung.
22. Das Dienstrecht der Kassenangestellten.
23. Die Reichsverfassung.
24. Staatsverfassung, allgemeine Lande?sver-

waltung, Behördenorganisation.
Ein gleicher Lehrgang findet auch in Wiees-

baden statt.

Fortbildungskurse in Lübeck. Am 21. Januar
1926 hat ein Ausbildungs- und Fortbildungs¬
kursus für Krankenkassenangestellte in Lübeck
begonnen. Die Unterrichtsstunden finden regel¬
mäßig Donnerstags zwischen 4% und 6% Uhr
statt. Der Kursus wird voraussichtlich am

8. April 1926 sein Ende erreichen. Er wird in
der Aula des Johanneums abgehalten und von

Totzauer-Hamburg geleitet. An dem Kursus
sind Angestellte und Beamte aus Lübeck, Mölln
Ratzeburg, Lauenburg, Eutin, Reinfeld i. H. und
Oldesloe beteiligt.
Dem Lehrgang ist folgender Unterrichtsplan

zugrunde geleegt:
1. Abend: Einführung in den Kursus, G*e-

schichtliche Entwicklung der Krankenversiche¬

rung, Träger der Krankenversicherung, Organe
und Wahlen der Krankenversicherung.

2. Abend: Kreis der versicherungspflichtigen
Personen, Entgelt, Versicherungsfreiheit, Ersatz¬

kassenmitglieder.
3. Abend: Beschäftigungsort, Beginn und Ende

der Mitgliedschaft, Formale Mitgliedschaft bzw.

Versicherung, Meldungen.
4. Abend: Versicherungsberechtigung und

Weiterversicherung, Grundlohn, Regel- und

Mehrleistungen.
5. Abend: Krankenhilfe (Krankenpflege, Kran¬

kengeld, Krankenhauspflege).
6. Abend: Anspruchsdauer, Versicherungstall.
7. Abend: Unfalleinwirkung, Erwerbslose,

Kriegsbeschädigte.
8. Abend: Schwangerengeld, Woche*nhilfey

Familienhilfe.

9. Abend: Sterbegeld, Uebertragung, Pfändung
und Aufrechnung der Ansprüche*, Ruhen der

Krankenhilfe, Abfindung, Verjährung.
10. Abend: Besondere Berufszweige.
11. Abend: Beiträge.
12. Abend: Beziehungen zu anderen Kassen,
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dereen Versicherungsträgern und den Trägern
der Armenfürsorge, Schadenersatzansprüche.

13. Abend: Verwaltung der Mittel, Rechnungs¬
abschluß und Voranschlag, Rechte und Pflich¬

ten den Angestellten, Schlußübersicht über den
Kursus.

Fachkurse in Mannheim. Auch in «diesem

Winter veranstaltet die Fachgruppe Kranken¬

kassenangestellte im Zentralverband der Ange¬
stellten in Mannheim zur fachlichen Bildung der

Mitglieder in M a n n h e i n m
, Ludwigs-

hafen a. Rh., Hockenheim, Schwet¬

zingen und W e i n h e i in a. d. Berg¬
straße Vortragsabende. In der Auswahl des

zu behandelnden Stoffes wurde ausdrücklich

auf die mit dem Hauptverband deutscher Kran¬

kenkassen vereinbarte Musterprüfungsordnung
Rücksicht genommen. Es werden über fol¬

gende Themen Vorträge gehalten:

1. Geschichtliche Einführung in die Kranken¬

versicherung. Redner: Arbeitersekretär
Hofmann, Heidelberg.

2. Umfang der Krankenversicherung. Red¬

ner: Friedemann, Mannheim.

3. Die Leistungen der Krankenversicherung
(Allgemeines). Redner: Kraiker, Mannheim.

4. Die Leistungen der Krankenveersicherung*
(Spezielles). Redner: Friedemann, Mann¬
heim.

5. Die Beziehungen der Krankenkassen zu

den Aerzten. Redner: Kraiker, Mannheim.
6. Die Unfallversicherung. Redner: Panzramr

Mannheim.

7. Die Invaliden- und Hinterbliebenenversiche¬

rung. Redner: Oberregierungsrat Rausch,
Karlsruhe.

8. Die Angestelltenversicherung. Redner:
Werner, Mannheim.

9. Die Wohlfahrtspflege. Reedner: Stadtrat

Böttger, Mannheim.

10. Die Reichs-und Landesverfassung. Rexiner:

Reichstagsabgeordneter O. Geck, Mann¬
heim.

11. Die Behördenorganisation. Redner: Re¬

gierungsrat Dr. Lehmann, beim Ministerium
des Innern, Karlsruhe.

12. Die Grundzüge des bürgerlichen Rechts.
Redner: Rechtsanwalt Dr. F. Hirschler,
Mannheim.

13. Die Zivilprozeßordnung und das Gerichts¬

verfassungsgesetz. Redner: Rechtsanwalt
Dr. F. Hirschler, Mannheim.

14. Wirtschaft und Sozialversicherung. Redner:
Hans Meyer, Mannheim.

Soziale Rundschau.

Vom Deutschen Komitee für Internationale

Sozialversicherung. Dieses 1908 gegründete
Komitee, das seine Hauptaufgabe darin erblickt,
die Idee der modernen Arbeiterversicherung
auch im Ausland zu fördern, hielt am 27. Ja¬

nuar 1926 in Berlin unter Leitung von Geheim¬

rat Dr. Richard Freund eine gut besuchte

Mitgliederversammlung ab, an der u. a. die

Präsidenten des Reichsversicherungsamts und

der Reichsversicherungsanstalt, Vertreter von

Arbeitgebern und Arbeitnehmern usw. teil¬

nahmen. Neben dem seit vielen Jahren als

Ehrenvorsitzenden fungierenden Dr. Graf von

Posadowsky wurde der frühere Präsident

des Reichsversicherungsamts Dr. Paul Kauf¬

mann als Ehrenvorsitzender gewählt, während
der Vorsitz nach de*m Hinscheiden von Prof. Dr.

Georg v. M a y r - München, dem Präsidenten
Prof. Dr. Friedrich Zahn, München, über¬

tragen wurde. Durch Zuwahlen ergänzte sich
das Komitee auf die satzungsmäßige Höchstzahl

von 50 Mitgliedern. Das geschäftsführende
Präsidialmitglied Prof. Dr. Alfred Manes-
Berlin erstattete nach einem historischen Rück¬

blick auf die bisherige Tätigkeit des Komitees
den Geschäftsbericht, Geheimrat Dr. Freund
berichtete über die internationale Lage, Ministe¬
rialdirektor Grieser über die gegenwärtigen
Probleme der Sozialversicherung. Die neuen

Sozialversicherungsgese*tze betonen grundsätz¬
lich stärkeren Schutz der Gesundheit und Ar¬
beitskraft den Versicherten und höhere Be¬

wertung ihres Verlustes, schärfere Einstellung
der Versicherungsträger auf die Bekämpfung

von Volksseuchen. Das Beschäftigungsverhält¬
nis, früher Grund und Grenze für die Versiche¬

rung, ist heute der Anlaß, den Versicherungs¬
schutz auch in die Familie hineinzutragen. Den
Verlust für die Kapitaldeckung muß unver¬

brüchliche Solidarität der Versicherten und
ihrer Arbeitgeber ausgleichen. Das aufrichtige
Bekenntnis der Arbeitgebervereinigung zur Not¬

wendigkeit der Sozialversicherung wird in seiner

Wirkung geschwächt durch die in einem Teile
der Wiitschaftspresse vertretene merkantile

Auffassung von der „sozialen Last'4. Der Ver¬

sicherungsaufwand ist keine unwirtschaftliche
oder wirtschaftsfeindliche Ausgabe; die Beiträge
bilden einen Fonds für Erneuerung und Wieder¬
herstellung von Gesundheit und Arbeitskraft,
für Abschreibung wegen der Abnahme oder
Verluste. Der in einem Gesetzentwurf vor¬

geschlagene Ausschuß zur Untersuchung der

Erzeugungs- und Absatzbedingungen der deut¬
schen Wirtschaft wird auch die wechselseitigen
Beziehungen prüfen müssen, die zwischen Ver¬
sicherungsbeitrag und Arbeitsertrag, Versiche*-

rungsleistung und Arbeitsleistung bestehen. In
ihrer Herbstversammlung wird auch die Inter¬
nationale Vereinigung für sozialen Fortschritt,
als deren deutsche Landesgruppe das Komitee

fungiert, das Verhältnis zwischen Wirtschaft
und Sozialversicherung grundsätzlich erörtern.

Es ist die Zeit wiedergekommen, in der
Deutschland in internationalen Verhandlungen
für den Ausbau der Sozialversicherung im Aus¬
lande eintreten und damit einen Beitrag zur Be¬

festigung des Arbeitsfriedens der Welt leist»n
kann.

Verantwortliche* Schriftleiter: Josef Aman. — Verlag des Zentralverbandes der Angestellten (O. Urban).
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Der Sozialpolitiker der Gegenwart, insbefondere der Geewerkfchafter, braucht zur Erreichung
fetner Ziele, zur Erfüllung feiner praktifchen Aufgaben zuverläffige Unterlagen über

wirtfchaftliche und foziale Beweegungen auch des Auslandes. Diese findet er in der inhalt¬

lich und technifch vorzüglich ausgeftatteten deutfcben Monatsfchrift

Internationale

Rundfchau der Arbeit
Herausgeegeben vom Internationalen Arbeitsamt,

Zweigamt Berlin

Monatlich 100 Seiten ftark, bringt diefe Zeitfchrift Abhandlungen über Nichtige Fragen
der internationalen Sozialpolitik, amtliche Nachrichten aus der Internationalen Arbeits¬

organisation und dem Internationalen Arbeitsamt, reichhaltige Rundfehauen über Befchäfti-

gung, Wirtfchaft, Arbeitsrecht, Wohnungsfragen ufw., desgleichen fortlaufende Statißiken
über Löhne und Lebenskoßen, Arbeitsloflgkeit, Wanderungswefen ufw. in allen Ländern

der Welt. Preis je Heft 1,— Mark, Jahresabonnement 10,— Mark. Zu beziehen vom

Internationalen Arbeitsamt, Zweigamt Berlin / Berlin NW 40

Scharnhor(tftraße 35
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Ihre Pflicht ist es,
für Ihr Alter nnd Ihre Familie zn sorgen!

Sie sichern sich einen Zuschuß zu den Leistungen der Angestellten¬
versicherung und anderer Pensionseinrichtungen durch den Beitritt zur

Pensloiiskasse

des Zeiitralverlmndes derAligestellten
Seien Sie aich Ihrer Verantwortung gegen sich selbst und Ihre Familie

bewußt. Säumen Sie nicht länger; jeder Tag bedeutet einen Gewinn

für Sie und Ihre Familienangehörigen.

Herden Sie sofort Mitglied!

Aufnahmepapiere und jede gewünschte Auskunft erhalten Sie bei Ihrer Ortsgruppe
oder von der

Hauptgeschäftsstelle des Zenlralverbandes der Angestellten.
Berlin SO 26* Oranienstraße 40 41
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wenden sich im Interesse der Sozial Versiche¬

rungsträger bei Bedarf von Angestellten an die

Stellenvermittlung
des Zentralverbandes der Angestellten.

I lier linden sie füraileArtenvonStellungemvom

(.cschültsfülirer bis zum Bureauangesteilten.

geeigneteBewerber

Als Berufsorganisation der Angestellten der

Krankenkassen und Berufsgenossenschaften
verfügen wir über

vorgebildete Angestellte
die innerhalb unserer Gewerkschaft durdi die

Volkstümliche Zeitschrift für die gesamte

Sozialversicherung« fortlaufend über alle \ er-

änderungen derGesetzgebung auf dem( .ebiete

der gesamten Sozialversicherung auf dem lau¬

fendengehalten und durch besondere Bildimgs¬

veranstaltungen über alle fachlichen Fragen
ihres Berufs unterrichtet werden.

Die Benutuing unserer Stellenvermittlung ist kostenlos.

Jede Krankenkasse oder Berufsgeuosseusehaft
wende sieh deshalb vertrauensvoll an den

ZENTRALVERBANDDERANGESTELLTEN
ABTEIL l. NG STELLENVERMITTLUNG

Berlin SO 26, Oranien>tial:e 40/41
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